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B Verwaltungspraxis

I. Grundlagen, Organisation, Gemeinden
1. Biirgerrecht

1.1 Art. 29 Abs. 1 und 2 BV, § 15 Abs. 1 VRG, § 5 Abs. 2 kant. BiG

Regeste:

Art. 29 Abs. 1 und 2 BV, § 15 Abs. 1 VRG, § 5 Abs. 2 kant. BUG - Sofern die Biirg-
ergemeinde zur Prifung der Eignung der Einblrgerungswilligen eine Wissenspri-
fung durchfiihren will, anlasslich derer Kenntnisse geprift werden, die typis-
cherweise spezifisch vorbereitet werden missen, gebietet es der Anspruch auf
rechtliches Gehor bzw. der allgemeine Grundsatz der Verfahrensfairness, dass
die Bewerberinnen und Bewerber vorgangig uber die gestellten Anforderungen
informiert, und die verlangten Kenntnisse umschrieben werden (Ziff II. E. 2.5.4.).
Indem der Beschwerdegegner die Beschwerdefiihrenden vorliegend nicht einmal
in den Grundziigen Uber die verlangten Kenntnisse orientierte und sodann trotz-
dem eine detaillierte Wissenspriifung vorgenommmen hat, ohne ihnen vorgangig
die Chance auf eine angemessene Vorbereitung ermdéglicht zu haben, hat er
deren Anspruch auf rechtliches Gehor (Art. 29 Abs. 2 BV) bzw. in allgemeiner
Weise den Grundsatz der Verfahrensfairness (Art. 29 Abs. 1 BV) in schwerer
Weise verletzt (Ziff. [l E. 2.5.5.).

Aus dem Sachverhalt:

Am 10. Mai 2016 reichten B.Y. und A.Y. beim Zivilstands- und Blirgerrechtsdienst
des Kantons Zug ein Gesuch um Erteilung der eidgendssischen Einblrgerungsbe-
willigung ein. In das Einbirgerungsgesuch einbezogen waren die beiden Tochter
C.Y. und D.Y. Dieses Gesuch stellte der Zivilstands- und Birgerrechtsdienst mit
Schreiben vom 19. Juli 2016 der Birgergemeinde X zur Prifung zu. Der Birgerrat
X fiihrte am 24. Oktober 2016 ein Einblirgerungsgesprach mit Familie Y. durch.

Mit Beschluss vom 22. Dezember 2016 sprach sich der Birgerrat X gegen die
Erteilung des Gemeindeblrgerrechts an A.Y. und B.Y. aus. Der Birgerrat begrindete
dies im Wesentlichen mit ungentigenden Kenntnissen Uber die Schweiz und ihre Ein-
wohnerschaft sowie mit ungenidgenden Kenntnissen Uber die Schweizer Geschichte
im Rahmen des Einbirgerungsgespréachs. So hatten A.Y. und B.Y. zwar die ihnen
gezeigten Fotoaufnahmen, nicht aber die Aufgaben der Blirgergemeinde benennen
konnen. Ebenso wenig sei es ihnen gelungen, eine Liegenschaft der Blrgergemeinde
zu bezeichnen. Auch die Fragen zur ndheren Schweizer Geschichte hatten nicht
genligend beantwortet werden kdnnen. Zwar hatten sie die Schlacht am Morgarten
sowie diejenige von Marignano, nicht aber den Sonderbundskrieg oder die Burgun-
derkriege gekannt. Auch zum Léwendenkmal in Luzern oder zum Zusammenhang
zwischen der Schlacht am Morgarten und der (Legoren) Fasnacht hatten keine
geschichtlich relevanten Angaben gemacht werden kdnnen. Die Einblrgerungsge-
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I. Grundlagen, Organisation, Gemeinden

suche der Tochter C.Y. und D.Y. hiess der Birgerrat X dagegen an der Sitzung vom
20. Dezember 2016 gut.

Mit Verwaltungsbeschwerde vom 19. Januar 2017 haben B.Y. und A.Y. (nachfolgend
«Beschwerdefiihrende» genannt) den Beschluss des Birgerrats X vom 22. Dezem-
ber 2016 beim Regierungsrat des Kantons Zug angefochten und beantragten dessen
Aufhebung; dies unter Kosten-und Entschadigungsfolgen zu Lasten der Staatskasse.
Zur Begriindung flihrten sie aus, indem der Blrgerrat X sie nicht tber den Inhalt des
Einburgerungsgesprachs informiert habe, habe er ihren Anspruch auf rechtliches
Gehor nach Art. 29 Abs. 2 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft vom 18. April 1999 (BV; SR 101) verletzt bzw. in allgemeiner Weise gegen das
Prinzip der Verfahrensfairness nach Art. 29 Abs. 1 BV und den Grundsatz von Treu
und Glauben nach Art. 9 und Art. 5 Abs. 3 BV verstossen. Es sei zudem nicht zutre-
ffend, dass sie mangelhaft integriert seien. Bei der Durchfiihrung der entsprechen-
den Eignungspriifung sei der Burgerrat X in mehreren Punkten willklrlich und somit
bundesrechtswidrig vorgegangen.

In seiner Stellungnahme vom 27. April 2017 hielt der Birgerrat X (nachfolgend «Be-
schwerdegegnery genannt) an der angefochtenen Verfligung fest und beantragte
unter Kosten- und Entschadigungsfolgen zu Lasten der Beschwerdefiihrenden die
Abweisung der Verwaltungsbeschwerde. Er machte im Wesentlichen geltend, er
habe in der Einladung zum Einblrgerungsgesprach darauf hingewiesen, dass mit
diesem Gesprach die Eignung zur Einblrgerung geprift werde. Es entspreche wed-
er der kantonalen Einbiirgerungspraxis noch der Usanz, dass vor einer Uberprii-
fung der Eignung zur Einbirgerung detailliert auf die Themen hingewiesen werde.
Er habe zudem nicht willkirlich entschieden. Dies ergebe sich schon alleine aus
dem Umstand, dass die Einblrgerungsgesuche der beiden Tochter gutgeheissen
worden seien. Daraus ergebe sich, dass der Biirgerrat differenziert und sachgerecht
entschieden habe.

Aus den Erwagungen:

1.1. Bei der ordentlichen Einblrgerung wird das Schweizer Birgerrecht mit der Ein-
birgerung in einem Kanton und einer Gemeinde erworben (Art. 12 Abs. 1 des Bun-
desgesetzes Uber Erwerb und Verlust des Schweizer Biirgerrechts vom 29. Septem-
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ber 1952 [eidgendssisches Birgerrechtsgesetz, eidg. BuG; SR 141.0]). Die Einblrgerung
ist nur glltig, wenn zudem eine entsprechende Bewilligung des zusténdigen Bun-
desamtes vorliegt (Art. 12 Abs. 2 eidg. BUG). Die Bewerberin oder der Bewerber
muss gemass Art. 14 eidg. BUG zur Einblrgerung geeignet sein, das heisst ins-
besondere in die schweizerischen Verhaltnisse eingegliedert (lit. a) sowie mit den
schweizerischen Lebensgewohnheiten, Sitten und Gebrauchen vertraut sein (lit. b),
die schweizerische Rechtsordnung beachten (lit. ¢) und darf weder die innere noch
die aussere Sicherheit gefahrden (lit. d).

1.2. Das Gemeinde- und Kantonsburgerrecht darf nur Bewerberinnen und Bewer-
bern erteilt werden, die aufgrund ihrer personlichen Verhaltnisse hierzu geeignet
sind (§ 5 Abs. 1 kant. BUG). § 5 Abs. 2 kant. BUG zahlt hierzu beispielhaft und nicht
abschliessend («insbesondere)) verschiedene Kriterien auf, anhand derer die Eig-
nung zu Uberpriifen ist, wie namentlich, ob die Bewerberin oder der Bewerber mit
den schweizerischen, kantonalen und ortlichen Lebensgewohnheiten vertraut ist,
die mit dem Burgerrecht verbundenen Rechte und Pflichten kennt und beachten will,
genligende Sprachkenntnisse zur Verstandigung mit Behdrden sowie Mitblrgerin-
nen und Mitblrgern besitzt sowie geordnete personliche, familidre und finanzielle
Verhéltnisse nachweisen kann.

1.3. Das kantonale Blrgerrechtsgesetz gewahrt keinen Anspruch auf Einblrgerung.
Insofern verfligen die Blrgergemeinden, die das Gemeindebirgerrecht zusichern,
Uber einen gewissen Ermessensspielraum. Das bedeutet aber nicht, dass sie in
ihrem Entscheid vollig frei sind. Gemeinwesen, welche staatliche Aufgaben wahrnehmen,
sind an die Grundrechte gebunden und haben zu ihrer Verwirklichung beizutragen
(Art. 35 Abs. 2 BV; vgl. BGE 1351 265 E. 4.2). Sie haben ihr Ermessen pflichtgeméss
auszuliben. Die gesuchstellenden Personen kénnen sich auf die verfassungsmassi-
gen und gesetzlichen Garantien berufen, dass die Behorden bei ihrem Entscheid die
allgemeinen Rechts- und Verfahrensgrundsatze befolgen. So haben sie insbeson-
dere das Willkirverbot sowie den Grundsatz der Verhaltnismassigkeit zu beachten
und sie missen sich von sachlichen Motiven leiten lassen. Die Betroffenen haben
Anspruch auf die Gewéhrung des rechtlichen Gehdrs und - bei Gesuchsablehnung
- auf eine rechtsgeniigende Begriindung (Art. 15b eidg. BUG; vgl. BGE 1351 265 E.
4.3; GVP 2008 S. 105).

2.

2.1. Die Beschwerdefiihrenden riigen, dass das Einladungsschreiben des Beschw-
erdegegners vom 1. September 2016 zum Einburgerungsgesprach keine Anhalt-
spunkte zu den einzelnen Gesprachsbestandteilen enthalten habe. Es fehle dem
Schreiben an der Information, dass anlasslich dieses Gespréachs eine vertiefte Eig-
nungsprifung stattfinden wiirde, und insbesondere an der vorgéngigen Orientierung
Uber die Befragung zu detaillierten historischen Punkten, aufgrund welcher das Ein-
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birgerungsgesuch schliesslich abgelehnt worden sei. Dieses Vorgehen des Beschw-
erdegegners verstosse gegen den Anspruch auf rechtliches Gehor nach Art. 29
Abs. 2 BV bzw. in allgemeiner Weise gegen den Grundsatz der Verfahrensfairness
gemass Art. 29 Abs. 1 BV. Uberdies verletze das Vorgehen des Beschwerdegegners
in prozessualer Hinsicht das Prinzip von Treu und Glauben nach Art. 5 Abs. 3 BV.

2.2. Der Beschwerdegegner macht geltend, im Einladungsschreiben zum Einbirgerungs-
gesprach sei ausdriicklich darauf hingewiesen worden, dass mit diesem Gesprach

die Eignung zur Einbirgerung geprift werde. Damit seien samtliche Behauptun-
gen zur angeblichen Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehor, des Grund-
satzes der Fairness im Verfahren sowie des Prinzips von Treu und Glauben widerlegt.
Dass mit der Einladung zum Einbirgerungsgesprach detailliert auf die Gesprachs-
themen und die einzelnen Gesprachsteile hingewiesen werden misse, sei weder
vorgeschrieben noch (blich.

2.3. Zu der durch Art. 29 BV geschutzten Verfahrensfairness gehort der in Art. 29
Abs. 2 BV besonders aufgefiihrte Anspruch auf rechtliches Gehor (vgl. RENE RHI-
NOW et al., Offentliches Prozessrecht, 3. Aufl. 2014, Rz. 309). Dieser dient der
Sachaufkldarung und garantiert den Verfahrensbeteiligten ein personlichkeitsbezo-
genes Mitwirkungsrecht. Sie haben insbesondere Anspruch auf Ausserung zur Sache
vor Féllung des Entscheids, auf Abnahme ihrer erheblichen, rechtzeitig und form-
richtig angebotenen Beweise und auf Mitwirkung an der Erhebung von Beweisen
oder zumindest auf Stellungnahme zum Beweisergebnis. Voraussetzung dafir sind
geniigende Kenntnisse iber den Verfahrensverlauf, was auf das Recht hinauslauft, in
geeigneter Weise Uber die entscheidwesentlichen Vorgange und Grundlagen vorweg
orientiert zu werden. Dabei geht es nicht nur um formelle Abldufe wie insbesondere
die Abnahme von Beweisen, sondern auch um inhaltliche Anforderungen (BGE 140
|99 E. 3.4).

2.4. Obwohl dem Einblrgerungsentscheid auch eine politische Komponente innewohnt,
ist das Einbirgerungsverfahren kein rechtsfreier Vorgang, wird doch darin iber den
rechtlichen Status von Einzelpersonen entschieden (BGE 141 | 60 E. 3.2). Die ver-
fassungsrechtlichen Verfahrensgarantien gelten daher in geeigneter Weise auch im
Verfahren der ordentlichen Einblrgerung (vgl. weiter oben Ziff. Il. E. 1.3). Dazu
zahlt das Recht auf vorgangige Orientierung. Die Gesuchstellenden sind jedenfalls
uber diejenigen Verfahrensschritte vorweg zu informieren, die geeignet sind, den
Entscheid uber die Einblrgerung zu beeinflussen, und auf die sie sich gezielt vor-
bereiten konnen (BGE 141 | 60 E. 3.3; BGE 140 | 99 E. 3.5; Urteil des Bundes-
gerichts 1D_1/2017 vom 24. Mai 2017, E. 5.2). Wird anlasslich eines Einblrgerungs-
gesprachs Wissen gepruft, so dréngt sich eine vorgangige Orientierung dartber auf
(BGE 140199 E. 3.7.2).

2.5.
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2.5.1. Das Einladungsschreiben des Beschwerdegegners vom 1. September 2016
hielt fest, dass mit diesem Gesprach (d.h. dem Einbiirgerungsgespréach) die Eignung
zur Einbirgerung geprift wird. Dariber hinausgehende Informationen zum Inhalt
des Einbirgerungsgesprachs sind dem Schreiben nicht zu entnehmen.

2.5.2. Die Beurteilung der Eignung von Bewerberinnen und Bewerbern zur Erteilung
des Gemeindeblrgerrechts richtet sich nach den Grundsatzen von § 5 kant. BUG.
Die Ausgestaltung des Verfahrens dieser Eignungspriifung ist gesetzlich nicht geregelt
und liegt insoweit in der Kompetenz der Blirgergemeinden, welchen in diesem Bere-
ich ein Ermessensspielraum zukommt. Die Birgergemeinden kdnnen unter Vorbe-
halt der Beachtung hoherrangigen Rechts die Prifung des zur Eignung erforder-
lichen Wissens nach eigenen Vorstellungen regeln, sofern sich das gewahlte Ver-
fahren zur Uberpriifung der infrage stehenden Voraussetzung eignet (vgl. Urteil des
Verwaltungsgerichts des Kantons Ziirich, VB.2015.00381 vom 11. November 2015,
E. 4.3.2). Doch gerade weil die Blrgergemeinden in inhaltlicher Hinsicht tber einen
Ermessensspielraum verfiigen, ist die Beachtung der formellen Verfahrensanforderun-
gen umso bedeutsamer (BGE 141 | 60 E. 3.3).

2.5.3. Gemass § 5 Abs. 2 kant. BUG ist insbesondere zu priifen, ob die Bewerberin-
nen und Bewerber mit den schweizerischen, kantonalen und ortlichen Lebensge-
wohnheiten vertraut sind und die mit dem Birgerrecht verbundenen Rechte und
Pflichten kennen und beachten wollen (vgl. auch Art. 14 eidg. BUG).

Aus dem angefochtenen Entscheid ergibt sich, dass der Beschwerdegegner diese
Kriterien dahingehend auslegt, dass die Bewerberinnen und Bewerber spezifische
Fragen zur néheren Geschichte der Schweiz beantworten konnen missen. Der Be-
schwerdegegner bringt im angefochtenen Entscheid zum Ausdruck, dass er dabei
nicht nur geschichtliches Allgemeinwissen (wie zum Beispiel das Kennen der vom
Beschwerdegegner als naheliegend bezeichneten Schlachten von Morgarten und
Marignano) voraussetzt, sondern zuséatzlich Kenntnisse Uber weniger bekannte his-
torische Ereignisse (wie zum Beispiel die Burgunderkriege) verlangt. Weiter sollen
die Einblrgerungswilligen gemass dem angefochtenen Entscheid in der Lage sein,
diese historischen Ereignisse in einen Zusammenhang mit ortlichen Brauchtimern
zu setzen (beispielsweise den Zusammenhang der Schlacht am Morgarten und der
Legoren Fasnacht) sowie geschichtlich relevante Angaben zu ausserkantonalen Denkmalern
(beispielsweise zum Luzerner Lowendenkmal) zu machen.

Es kann somit festgestellt werden, dass der Beschwerdegegner beraus hohe, ins-
besondere geschichtsspezifische, Wissensanforderungen an das Kriterium der Ver-
trautheit mit den schweizerischen, kantonalen und ortlichen Lebensgewohnheiten
stellt. Mehrere Fragen des Einblrgerungstests gingen klar Uber generell als bekannt
vorauszusetzendes Allgemeinwissen hinaus.
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2.5.4. Unabhangig davon, ob das Vorliegen solch detaillierter, historischer Kennt-
nisse zum Nachweis der Eignung zur Einblrgerung Uberhaupt als geeignet erachtet
werden kann (vgl. dazu nachfolgend Ziff. Il. E. 3.2), wird im Hinblick auf den Er-
messensspielraum bei der inhaltlichen Priifung der Einblrgerungsvoraussetzungen
jedenfalls nach einer entsprechend einwandfreien Beachtung der formellen Ver-
fahrensanforderungen verlangt (vgl. BGE 141 | 60 E. 3.3). Wird wie im vorliegenden
Fall detailliertes Wissen geprift, dréngt sich daher die bereits erwahnte vorgangige
Orientierung (vgl. weiter oben Ziff. II. E. 2.4) geradezu auf. Gemass bundesgerichtlich-
er Rechtsprechung soll den Bewerberinnen und Bewerbern dadurch ermoglicht wer-
den, sich sowohl inhaltlich als auch mental auf die Prifung einzustellen, um so durch
den Uberraschungseffekt bewirkte kurzfristige Wissensliicken zu vermeiden (vgl.
BGE 140199 E. 3.7.2). Denn um eine Prifung bestehen zu kbnnen, bendtigt man die
Mdglichkeit, sich angemessen auf sie vorbereiten zu kdnnen. Es ist notorisch, dass
sich Bewerberinnen und Bewerber flr eine Einblrgerung - dhnlich wie bei schulis-
chen Examen - teilweise vertieft und unter Verwendung spezifischer Lehrmittel auf
die Prifung des Wissens vorbereiten, das ihre Integration belegen soll (BGE 140
| 99 E. 3.7.2). Dies gilt vor allem dann, wenn eine Einblrgerungsbehdrde Wissen
prift, dass die durchschnittliche Schweizerin bzw. der durchschnittliche Schweizer
typischerweise nicht jederzeit und ohne entsprechende Vorbereitung abrufen kann.

Dieser Charakter kommt den im vorliegenden Fall verlangten, tiefer gehenden Geschichtsken-
ntnissen klarerweise zu. Selbst eine vorzilglich integrierte Person misste sich auf
solche Fragen vorbereiten, da die durchschnittliche Schweizerin bzw. der durch-
schnittliche Schweizer im Alltag erfahrungsgemass erheblich seltener mit solch de-
taillierten geschichtlichen Fragestellungen konfrontiert wird, als mit anderen ein-
birgerungsrelevanten Themengebieten wie zum Beispiel der Staatsorganisation oder
der Schweizer Rechtsordnung. Sofern die prifende Behorde eine Wissensprifung
durchfihren will, anlasslich derer Kenntnisse gepruft werden, die typischerweise
spezifisch vorbereitet werden missen, gebietet es der Anspruch auf rechtliches
Gehor bzw. der allgemeine Grundsatz der Verfahrensfairness, dass die Bewerberin-
nen und Bewerber vorgéngig liber die gestellten Anforderungen informiert, und die
verlangten Kenntnisse umschrieben werden (vgl. weiter oben Ziff. Il. E. 2.4).

Den Birgergemeinden stehen darlber hinaus verschiedenste Mdglichkeiten zu Ver-
fligung, um den Einbirgerungswilligen eine faire und chancengleiche Wissenspri-
fung im Einburgerungsverfahren zu ermdglichen. Diese reichen vom zur Verfligung
stellen von Unterlagen mit Informationen zum Prifungsinhalt Uber die Angabe von
entsprechenden Literaturhinweisen bis hin zur Durchfihrung von entsprechenden
Einburgerungskursen. So bietet denn auch der Zivilstands- und Birgerrechtsdienst
des Kantons Zug, welcher mit den Bewerberinnen und Bewerbern das staatsbirg-
erliche Gesprach durchfiihrt, einen entsprechenden Vorbereitungskurs an und stellt
den Einburgerungswilligen schriftliche Unterlagen zur Verfligung. Kenntnisse, welche



B Verwaltungspraxis

Uber den durch diese Hilfsmittel vermittelten Inhalt hinausgehen, werden anlésslich
des staatsblrgerlichen Gespréchs nicht verlangt.

2.5.5. Der Beschwerdegegner hat den Beschwerdefiihrenden geméss dem vorliegen-
den Sachverhalt keine dieser aufgezeigten Moglichkeiten angeboten. Das vorliegende
Einladungsschreiben weist nicht einmal in den Grundziigen darauf hin, welche Ken-
ntnisse von den Beschwerdefiihrenden an der Eignungsprifung verlangt werden.
Zudem kann von den Bewerberinnen und Bewerbern nicht verlangt werden, gestitzt
auf § 5 kant. BUG davon auszugehen, solch vertieftes Wissen in einem Einblrgerungs-
gesprach ohne entsprechende Vorankiindigung wiedergeben zu mussen. Der Be-
schwerdegegner irrt somit, wenn er davon ausgeht, dass er mit dem schlichten
Hinweis auf die allgemeine Eignungsprifung samtliche einschlagigen Verfahrensan-
forderungen erflllt habe. Vielmehr offenbart sich bei der Wirdigung des vorliegen-
den Sachverhalts eine stossende Diskrepanz zwischen dem Schwierigkeitsgrad der
gestellten Wissensanforderungen auf der einen, und der den Beschwerdefliihrenden
gewahrten Vorbereitungsmdglichkeiten auf der anderen Seite.

Indem der Beschwerdegegner die Beschwerdefihrenden nicht einmal in den Grundzi-
gen Uber die verlangten Kenntnisse orientierte und sodann trotzdem eine detail-
lierte Wissenspriifung vorgenommen hat, ohne ihnen vorgéngig die Chance auf eine
angemessene Vorbereitung ermdglicht zu haben, hat er deren Anspruch auf rechtli-
ches Gehor im Sinne von Art. 29 Abs. 2 BV bzw. in allgemeiner Weise den Grundsatz
der Verfahrensfairness gemass Art. 29 Abs. 1 BV in schwerer Weise verletzt.

2.6. Als Zwischenergebnis ist somit Folgendes festzuhalten: Der Beschwerdegegner
hat in Zusammenhang mit dem vorliegenden Einbirgerungsverfahren den Anspruch

der Beschwerdefiihrenden auf rechtliches Gehor (Art. 29 Abs. 2 BV und § 15 Abs. 1

VRG) bzw. in allgemeiner Weise den Grundsatz der Verfahrensfairness geméss Art. 29
Abs. 1 BV verletzt. Nicht besonders schwerwiegende Verletzungen des rechtlichen

Gehdrs konnen ausnahmsweise als geheilt gelten, wenn die betroffenen Personen

die Moglichkeit erhalten, sich vor einer Beschwerdeinstanz zu dussern, die sowohl

den Sachverhalt wie die Rechtslage frei Uberprifen kann (BGE 1371 195 E. 2.3.2).

In diesem Fall kann eine ausnahmsweise Heilung jedoch schon alleine aufgrund der
Schwere der vorliegenden Gehorsverletzung nicht in Erwégung gezogen werden. Zu-
dem wirde eine solche ohnehin nicht in Betracht kommen, da sich der Regierungs-
rat bei der Uberpriifung von Entscheiden der Biirgerrite geméass § 30 Abs. 2 kant.

BUG auf die Rechtskontrolle zu beschranken hat und ihm somit keine volle Kogni-
tion zusteht (vgl. weiter oben Ziff. I. E. 4). Folglich ist der angefochtene Beschluss

aufgrund der formellen Natur des Verfahrensmangels unabhéngig von dessen in-
haltlicher Rechtmassigkeit aufzuheben (vgl. BGE 140 | 99 E. 3.8; Urteil des Bundes-
gerichts 1D_1/2015 vom 1. Juli 2015 E. 2.7).

3. Nach dem Gesagten eriibrigt sich eine Uberpriifung der weiteren Riigen der
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Beschwerdefiihrenden. Im Hinblick auf die Neubeurteilung der Eignung der Beschw-
erdefiihrenden zur Einbiirgerung sind allerdings folgende Bemerkungen anzufligen:

3.1. Der Beschwerdegegner ist auch beziiglich der inhaltlichen Anforderungen der
Eignungsprifung nachdriicklich auf die entsprechenden bundesrechtlichen Vorgaben
und die einschlagige Rechtsprechung des Bundesgerichts hinzuweisen. Demnach
hat die Eignungsprifung anlasslich des Einbirgerungsverfahrens nicht nur vom Ver-
fahren her, sondern auch mit Blick auf deren Inhalt fair zu sein. Die verlangten
Anforderungen mussen sinnvoll erscheinen und namentlich einen massgeblichen
Zusammenhang zur Einbirgerungsfrage aufweisen. Es darf von den Einblrgerungswilli-
gen nicht mehr verlangt werden, als auch von einer durchschnittlichen Schweizerin
bzw. einem durchschnittlichen Schweizer zu erwarten ist (Urteil des Bundesgerichts
1D_7/2015 vom 14. Juli 2016 E. 4.3 mit Hinweisen). Die Ermessensbetatigung der
Einblrgerungsbehorde muss zudem pflichtgemass erfolgen. Sie hat sich an den
allgemeinen Rechtsgrundsétzen, den verwaltungsrechtlichen Grundprinzipien und
den weiteren verfassungsrechtlichen Schranken zu orientieren (vgl. MARCO DO-
NATSCH, in: Kommentar zum Verwaltungsrechtspflegegesetz des Kantons Zirich,
3. Aufl. 2014, § 50 N. 26).

Die vorliegende Eignungsprifung bestand im Wesentlichen aus einigen wenigen,
sehr selektiv anmutenden Wissensfragen. Anstatt in allgemeiner und grundséatzlich-
er Weise die Kenntnisse der Beschwerdefiihrenden zu testen, schien sich die gewahlte
Fragenauswahl viel eher in wiederholter und tiefgehender Weise auf einige bes-
timmte Themengebiete zu fokussieren. Den von den Beschwerdefiihrenden korrekt
beantworteten Fragen betreffend Vertrautheit mit den schweizerischen, kantonalen
und Ortlichen Lebensgewohnheiten schenkte der Beschwerdegegner dagegen in
seinem Entscheid wenig Beachtung. Auch kommt im angefochtenen Entscheid nicht
zum Ausdruck, dass die Beschwerdefiihrenden Kontakte zu Nachbarinnen und Nach-
barn pflegen und in einem Verein aktiv sind. Es erscheint fraglich, ob eine solche Eig-
nungsprifung den bundesrechtlichen Anforderungen genigt; insbesondere ob sie
dem Willkiirverbot gemass Art. 9 BV, dem Rechtsgleichheitsgebot nach Art. 8 Abs. 1
BV, sowie dem verfassungsmassigen Grundsatz der Verhaltnisméassigkeit standhal-
ten kann. Uberdies ist darauf hinzuweisen, dass der Zivilstands- und Birgerrechts-
dienst im Rahmen des staatsbirgerlichen Gesprachs - welches die Beschwerde-
fihrenden noch nicht absolviert haben - insbesondere auch historisches Wissen
erfragt. Wie bereits erwahnt, bietet er zur Vorbereitung dieses Gesprachs Kurse an
und stellt den Bewerberinnen und Bewerbern Unterlagen zur Verflgung. In diesem
Kurs bzw. den Unterlagen wird in keiner Weise auf derart detailliertes historisches
Wissen eingegangen, wie der Beschwerdegegner voraussetzt.

3.2. Im angefochtenen Beschluss fiihrte der Beschwerdegegner weiter aus, dass
gegen den Beschwerdeflhrer A.Y. ein Verdacht bestlinde, gegen die schweizerische

Rechtsordnung zu verstossen. Sein Einblrgerungsgesuch misste demgemass auch
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aus diesem Grund abgelehnt werden. Der Beschwerdegegner stiitzte diese Annahme
auf eine von Beschwerdeflhrer A.Y. anlasslich des Einbiirgerungsgesprachs gemachte
Aussage, wonach er beim Vorfiihren «manchmal Hilfe habey. Aus den eingereichten
Jahresabschlissen gehe jedoch nicht hervor, dass fiir diese «Hilfe» ein Lohn bezahlt
und Sozialversicherungsbeitrage abgerechnet wirden. Dies wirde einen Verstoss
gegen die schweizerische Rechtsordnung darstellen.

Diese Ausflihrungen sind bedenklich. Der angebliche Verdacht eines Verstosses
gegen die schweizerische Rechtsordnung kann vom Beschwerdegegner nicht ansatzweise
rechtsgentugend nachgewiesen werden. So haben die entsprechenden Abklarun-
gen des Beschwerdegegners bei den Strafbehorden des Kantons Schwyz doch ger-
ade ergeben, dass gegen den Beschwerdefihrer A.Y. eben keine strafrechtlichen
Verfahren hangig sind (Schreiben Kantonspolizei Schwyz vom 8. November 2016).
Mithin handelt es sich beim vorliegenden Vorwurf um eine reine Behauptung. Es liegt
nicht im Kompetenzbereich der Einblrgerungsbehorde, allfallige Straftatbestande
zu untersuchen und zu wirdigen, vielmehr ist dies die Aufgabe der Strafbehdrden.
Diese haben den Sachverhalt zu untersuchen und abzuklaren, ob ein strafrechtlich
relevantes Verhalten vorliegt. Zudem ist auch im Einblrgerungsverfahren die Un-
schuldsvermutung (Art. 32 Abs. 1 BV) zu beachten.

(..)
Entscheid des Regierungsrates vom 19. Dezember 2017

2. Personalrecht

2.1 §§ 10 und 11 des Personalgesetzes

Regeste:

§ 10 des Personalgesetzes - missbrauchliche Kiindigung infolge Verletzung
des rechtlichen Gehors. Eine Frist von total 15 Tagen fiir die Abgabe einer
schriftlichen Stellungnahme als Gewahrung des rechtlichen Gehérs ist in An-
betracht der bereits vorgangig geflihrten diversen Gesprache sowie angesichts
der zeitlichen Dringlichkeit ausreichend.

§ 11 des Personalgesetzes - nichtige Kindigung. Wird jemand nur fir eine
Anstellung krankgeschrieben, arbeitet aber in einer anderen Anstellung weit-
er, so muss von einer arbeitsplatzbezogenen Arbeitsverhinderung gesprochen
werden, welche den Kiindigungsschutz von § 11 Abs. 1 Bst. ¢ PG entfallen |asst.

Aus dem Sachverhalt:
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A. Herr B. war seit dem 1. August 2013 als Lehrbeauftragter an der M-Schule
angestellt. Ab 1. August 2016 wurde Herr B. als Hauptlehrer an der M-Schule angestellt.
Die Wahl zum Hauptlehrer erfolgte am 10. Dezember 2015, wobei vermerkt wurde,
dass die im Wahlverfahren festgestellten und besprochenen Schwachen von Herrn
B. in einer Zielvereinbarung festgehalten wirden.

Am 7. Juni 2016 wurde zwischen der M-Schule und Herrn B. eine Zielvereinbarung
getroffen, welche folgende Punkte umfasste:

- Personliche padagogisch-didaktische Weiterbildung;
- Hospitation;
- Klarung von Problemen mit Klassen.

B. Am 14. Juni 2016 fand ein Gespréch statt. Dabei wurde Herrn B. mitgeteilt, Eltern
hatten Kritik angebracht, dass Herr B. am 14. Juni 2016 in drei Lektionen zu spat
im Unterricht erschienen sei und dass die Klassenschnitte in den ersten Klassen zu
tief seien. Die aktuelle Situation sei nicht mehr haltbar. Unter diesen Umstdnden
wirden alle personalrechtlichen Optionen offen gehalten.

Mit Schreiben vom 29. Juni 2016 sprach die M-Schule gegeniiber Herrn B. einen
Verweis aus. Mit dem Verweis wurde die Auflage verknupft, dass Herr B. in Zukunft
die vorgeworfenen Verhaltensmangel vermeiden misse. Insbesondere werde keine
weitere Unpinktlichkeit akzeptiert, und es werde eine markante Steigerung im Bere-
ich des didaktischen und padagogischen Engagements erwartet. Folgende Kritikpunk-
te wurden gedussert:

- Regelmassige Unplnktlichkeit im Unterricht;

- Abwertende Bemerkungen gegeniber Schilerinnen und Schilern;
- Fehlende Empathie im Umgang mit Schilerinnen und Schilern;

- Unstimmigkeiten im Umgang mit Priifungen;

- Ungenigende Unterrichtsvorbereitung;

- Zu tiefe Notendurchschnitte bei den Zwischennoten;

- Uneinsichtigkeit bei Kritik.

Am 24. August 2016 fand ein weiteres Gespréach statt. Dabei wurden folgende drei
«roten Linieny definiert, an welche sich Herr B. zu halten habe:

- Korrekte Kommunikation innerhalb der Fachschaft und des Lehrerteams;
- Plinktlichkeit;
- Unterrichtsqualitat.

Am 16. November 2016 fand ein weiteres Gesprach statt. Anlasslich dieses Gesprachs
wurde eine Zwischenbilanz zum Monitoring beziglich des schriftlichen Verweis-
es vom 29. Juni 2016 gezogen. Die Schulleitung entschied in Absprache mit dem
Fachvorstand Folgendes:
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1. Herr B. wird bis Mitte Dezember 2016 erneut im Unterricht besucht. Sollten die
Schulleitung und der Fachvorstand die erwartete markante Steigerung im didak-
tischen und padagogischen Bereich erneut nicht feststellen, wird die Schulleitung
die Kindigung des Arbeitsverhaltnisses per 31.7.17 prifen.

2. In einer Klasse erachtet die Schulleitung die Situation als so verfahren, dass sie
einen Lehrerwechsel per Ende des 1. Semesters 2016 /17 prift. Zu dieser Frage
erwartet sie von Herrn B. innert Wochenfrist eine Stellungnahme.

Herr B. bemangelte, dass in der Besprechungsnotiz nicht genauer drin stehe, was
besprochen worden sei. Dariiber hinaus sei die Kritik an verschiedenen Lektionen
flr ihn nicht nachvollziehbar.

Am 16. Dezember 2016 fand ein weiteres Gesprach. Anlass war die Auswertung
der Unterrichtsbesuche bei Herrn B. vom 16. November bis 16. Dezember 2016. Es
wurde Herrn B. mitgeteilt, dass die erwartete Steigerung im didaktisch-methodis-
chen und padagogischen Bereich nicht in geniigendem Umfang stattgefunden habe,
und dessen Unterricht die von der Schule erwarteten Standards weiterhin nicht er-
fulle. Die Schulleitung und der Fachvorstand teilten Herrn B. deshalb mit, dass die
Einleitung personalrechtlicher Massnahmen erwogen werde. Herr B. widersprach
den vorstehend wiedergegebenen Aussagen.

C. Mit Schreiben vom 22. Dezember 2016 der M-Schule wurde Herr B. zu einem
Gesprach zwecks Gewahrung des rechtlichen Gehors auf den 11. Januar 2017 ein-
geladen. Begrindet wurde dies wie folgt: Man sei mit den Leistungen von Herrn B.
als Hauptlehrer nach wie vor nicht zufrieden. Deshalb missten personalrechtliche
Massnahmen in Betracht gezogen werden. Insbesondere stiinden die Androhung
der Entlassung sowie die Auflosung des Dienstverhaltnisses zur Diskussion.

Mit Schreiben vom 3. Januar 2017 teilte Herr B. dem Rektor der M-Schule mit, er sei
aus gesundheitlichen Griinden nicht in der Lage, den Gesprachstermin vom 11. Jan-
uar 2017 wahrzunehmen. Er werde sich melden, wenn dies wieder moglich sei. Auch
wurde ein Arbeitsunfahigkeitszeugnis zugestellt, welches eine Arbeitsunfahigkeit von
Herrn B. vom 27. Dezember 2016 bis 24. Februar 2017 bescheinigte.

D. Mit Schreiben vom 11. Januar 2017 teilte der Rektor der M-Schule Herrn B. mit,
wegen wiederkehrender Verhaltens- und Leistungsmangel prife die Schulleitung die
Ergreifung personalrechtlicher Massnahmen, konkret die Androhung der Kiindigung
bzw. die Kindigung selbst. Da Herr B. nicht in der Lage gewesen sei, den ange-
setzten Gesprachstermin zu wahren, werde das rechtliche Gehor auf schriftlichem
Wege gewahrt. Die im Verweis vom 29. Juni 2016 verlangte markante Steigerung
des padagogischen Engagements sowohl in Bezug auf die Unterrichtsvorbereitung
als auch im Unterricht selbst sei trotz Hinweis auf die moglichen Konsequenzen
wahrend des fast halbjahrigen Monitorings nicht erfolgt. Der Unterricht erflille die
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didaktischen Mindeststandards der M-Schule weiterhin nicht. Ebenso lasse es Herr
B. bei der Mitarbeit innerhalb der Fachschaft am notwendigen Engagement fehlen,
und er gefdhrde mit seinem mangelnden Teamgeist eine gedeihliche Zusammenar-
beit innerhalb des Fachbereichs. Aus diesen Grinden sehe man sich zum Wohle
der Schilerschaft gezwungen, die Ergreifung personalrechtlicher Massnahmen zu
prifen.

Herrn B. wurde die Gelegenheit gegeben, bis 23. Januar 2017 eine schriftliche Stel-
lungnahme einzureichen.

Mit Schreiben vom 19. Januar 2017 ersuchte der Rechtsvertreter von Herrn B. um
eine Fristerstreckung zur Einreichung der Stellungnahme bis 7. Februar 2017. Mit E-
Mail vom 24. Januar 2017 wurde eine Fristerstreckung bis 26. Januar 2017 gewahrt.
Mit E-Mail vom 24. Januar 2017 wurde der Rektor der M-Schule darauf hingewiesen,
dass die beantragte Fristerstreckung dringend nétig sei, da die Instruktion aufgrund
der Arbeitsunfahigkeit von Herrn B. betrachtlich erschwert sei.

E. Mit Schreiben vom 26. Januar 2017 an den Rektor der M-Schule hielt der Rechtsvertreter
von Herrn B. fest, dass die M-Schule mit ihnrem Vorgehen und der Verweigerung ein-

er Fristerstreckung das rechtliche Gehor von Herrn B. massiv verletzt habe. Letzter-

er sei immer noch arbeitsunfahig und sein Gesundheitszustand lasse es momentan

nicht zu, die bendtigten Instruktionen einzuholen. Herrn B. werde es auf diese Weise
verunmoglicht, das rechtliche Gehor lege artis zu wahren.

Die Herrn B. vorgeworfenen mangelhaften Leistungen seien das wohl préagnanteste
Symptom der attestierten Krankheit Burnout und seien nicht einer Gleichgiiltigkeit
oder gar einem mangelnden Willen zuzuschreiben. Ein Mangel in den didaktischen
und padagogischen Fahigkeiten werde bestritten. Zudem sei den Vorhalten zu ent-
gegnen, dass die Rickmeldungen der Schilerinnen und Schiler keineswegs lediglich
negativ ausgefallen seien, vielmehr habe Herr B. von den Schilerinnen und Schiilern
wiederholt ein Feedback eingeholt und zahlreiche gute Riickmeldungen und viel An-
erkennung erhalten. Die Zielvorgaben vom 7. Juni 2016 habe er anstandslos erfillt.

F. Mit Verfigung der M-Schule vom 27. Januar 2017 wurde das Arbeitsverhaltnis mit
Herrn B. (nachfolgend: Beschwerdefiihrer) per 31. Juli 2017 aufgeldst. Begriindet
wurde die Kiindigung mit den gleichen Griinden wie die schriftliche Gewahrung des
rechtlichen Gehors. Weiter wurde ausgefiihrt, dass ein Arbeitsverhéltnis wahrend
einer krankheitsbedingten Arbeitsunfahigkeit wahrend gewisser Sperrfristen nicht
kiindbar bzw. eine Kiindigung wahrend laufender Sperrfrist nichtig und damit rechtlich
unbeachtlich sei. Da Herr B. aufgrund von Auskinften der Z-Schule seiner dortigen
Arbeitstéatigkeit offenbar weiterhin nachgehe, sei davon auszugehen, dass es sich
bei der bescheinigten Arbeitsunfahigkeit um eine arbeitsplatzbezogene Arbeitsun-
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fahigkeit handle. Eine solche schliesse den Sperrfristenschutz aus. Vorliegend sei
deshalb nicht von einem Kiindigungshindernis auszugehen.

Aus den Erwagungen:

(..)
.

1.1. Am 27. Dezember 2016 wurde dem Beschwerdeflihrer ein Arbeitsunfahigkeit-
szeugnis von Dr. A. ausgestellt, wonach der Beschwerdefiihrer bis am 24. Februar
2017 «fur die Anstellung in der M-Schule» zu 100 Prozent arbeitsunféhig sei. Die
Kindigung wurde mit Verfligung vom 27. Januar 2017 ausgesprochen.

Zunachst ist deshalb von Amtes wegen zu prifen, ob die Kiindigung nicht wahrend
einer Sperrfrist ausgesprochen wurde, so dass die Kiindigung nichtig ware.

1.2. Gemaéss § 11 Abs. 1 Bst. ¢ PG ist die Kiindigung seitens des Kantons unter Vor-
behalt einer gerechtfertigten fristlosen Entlassung aus wichtigen Griinden nichtig,
wenn sie nach Ablauf der Probezeit wahrend 30 Tagen im 1. Dienstjahr, wahrend 90
Tagen im 2. bis 5. Dienstjahr und wahrend 180 Tagen ab dem 6. Dienstjahr im Falle
unverschuldeter ganzer oder teilweiser Arbeitsunfahigkeit wegen Krankheit oder Un-
fall ausgesprochen wird. Die Kindigung, die wahrend einer Sperrfrist erklart wird,
entfaltet keine Rechtswirkung (§ 12 Abs. 1 PG).

Allerdings ist von dieser generellen Regelung die Konstellation zu unterscheiden,
dass eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer nur in Bezug auf seine konkrete
Stelle an der Arbeit verhindert ist. Fiir die Beantwortung der Frage, ob eine solcher-
art bloss arbeitsplatzbezogene Arbeitsverhinderung den zeitlichen Kiindigungsschutz
von § 11 Abs. 1 Bst. ¢ PG auszuldsen vermag, ist vom Zweckgedanken dieses Para-
grafen auszugehen. Dieser dient dem Schutz der bzw. des Arbeitnehmenden vor
Verlust des Arbeitsplatzes in Zeiten, in welchen ihre bzw. seine Chancen gering
sind, wahrend der Kindigungsfrist eine neue Stelle zu finden. Wenn eine gesund-
heitliche Storung diesen Effekt nicht hat, soll daher auch die Sperrfrist nicht spie-
len. Damit muss der Kiindigungsschutz von § 11 Abs. 1 Bst. ¢ PG entfallen (vgl.
Streiff /von Kaenel/Rudolph, Arbeitsvertrag, Praxiskommentar zu Art. 319-362 OR,
7. Aufl., Zurich 2012, N 8, S. 1083 f.).

1.3. Das Arbeitsunféhigkeitszeugnis von Dr. A. hélt eine Arbeitsunfahigkeit des Beschw-
erdeflhrers zu 100 Prozent «fir die Anstellung in der M-Schule» fest. Der Beschw-
erdeflihrer kam wahrend seiner Arbeitsunfahigkeit betreffend die M-Schule denn
auch unbestrittenermassen seiner Arbeitstatigkeit an der Z-Schule weiterhin nach.
Der Beschwerdeflihrer machte auch nie geltend, die Kiindigung sei nichtig; auch
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keine entsprechenden Entgegnungen auf die Argumentation der M-Schule fihrte er
an. Deshalb muss von einer arbeitsplatzbezogenen Arbeitsverhinderung gesprochen
werden, welche den Kiindigungsschutz von § 11 Abs. 1 Bst. ¢ PG entfallen l&sst.

2. Mit Entscheid der M-Schule vom 27. Januar 2017 wurde das Arbeitsverhaltnis
mit dem Beschwerdefihrer unter Einhaltung der ordentlichen Kindigungsfrist fir
Lehrkréafte geméass § 9 Abs. 3 PG aufgeldst.

Der Beschwerdeflihrer macht zunachst geltend, das rechtliche Gehor sei in mehrfach-
er Hinsicht verletzt worden.

2.1.1. Der Beschwerdefiihrer fiihrt vorab an, er habe keine Moglichkeit gehabt, seine
Sichtweise vor Erlass der Verfliigung angemessen einbringen zu konnen. Die M-
Schule habe darauf verzichtet, ihm eine angemessene Nachfrist flr eine Stellung-
nahme zu gewéhren. Die M-Schule habe dem Beschwerdeflhrer wegen dessen
Krankheit und Arbeitsunfahigkeit jegliche Chance verwehrt, an der Entscheidfind-
ung mitzuwirken. Uberdies sei die Entscheidung {iber die Kiindigung des Arbeitsver-
haltnisses festgestanden, bevor dem Beschwerdeflihrer Gberhaupt die Moglichkeit
zur Stellungnahme gewdhrt worden sei. Mit diesem Vorgehen habe die Beschw-
erdegegnerin Verfahrensvorschriften verletzt, weil sie die Vorbringen des Beschw-
erdeflhrers nicht tatsachlich gehort und schon gar nicht sorgfaltig und ernsthaft
geprlft habe; die Vorbringen seien in der Entscheidfindung auch nicht angemessen
berlicksichtigt worden. Die Beschwerdegegnerin habe damit das rechtliche Gehor
des Beschwerdefiihrers mannigfaltig verletzt.

Die Beschwerdegegnerin halt dem entgegen, angesichts der Tatsache, dass dem
Beschwerdeflhrer innert Monatsfrist zweimal mindlich und schriftlich die Erwégung
rechtlicher Massnahmen angekiindigt worden sei, sei es nicht nachvollziehbar, dass
die Mitteilung solcher Massnahmen (Anordnung der Entlassung, Auflosung des Di-
enstverhaltnisses) in der Einladung zum rechtlichen Gehér vom 22. Dezember 2016
flir den Beschwerdefihrer ’Uberraschenderweise’ erfolgt sein solle. Vor diesem Hin-
tergrund sei die gewahrte Zeitspanne vom 11. bis 23. Januar 2017 inklusive Frister-
streckung bis am 26. Januar 2017 ausreichend, da der Beschwerdeflihrer spatestens
seit der Aktennotiz vom 16. November 2016 gewusst habe, dass die Schulleitung die
Auflésung des Arbeitsverhaltnisses per 31. Juli 2017 erwage.

a) Vor der Kiindigung ist den Mitarbeitenden das rechtliche Gehor zu gewahren, und
die Kiindigung ist zu begriinden (§ 10 Abs. 3 PG). Die Kiindigung ist gemaéss § 13 PG
unter anderem dann missbrauchlich, wenn Verfahrensvorschriften verletzt wurden.

Der Anspruch auf rechtliches Gehor gemass Art. 29 Abs. 2 BV ist prozessorien-
tiert auf die Entscheidfindung im Einzelfall hin ausgerichtet und gewahrleistet ef-

fektive Mitwirkung der Betroffenen im Verfahren. Das rechtliche Gehor ist einer-
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seits ein personlichkeitsbezogenes Verfahrensrecht der Beteiligten und schitzt vor
Herabminderung zum blossen Verfahrensobjekt. Andererseits ist es ein Mittel der
Sachaufklarung, dient der optimalen Aufarbeitung der relevanten Entscheidgrund-
lagen und ermdglicht im Rahmen des Verfahrensrechts die Einfihrung der Sicht
der Betroffenen. Der Anspruch ergibt sich allein aus dem Verfahren heraus und
gilt vorbehaltlos. Inhalt und Umfang des Gehorsanspruchs sind nicht abstrakt zu
umschreiben, sondern am Anspruch auf wirksame Mitwirkung anhand konkreter
tatsachlicher und rechtlicher Gegebenheiten nach Fallgruppen und im Einzelfall zu
konkretisieren. Das rechtliche Gehor umfasst verschiedene Teilgehalte, stellt eine
Minimalgarantie dar und wird durch das Verfahrensrecht im Einzelnen umschrieben
(Steinmann, in: Ehrenzeller / Matronardi / Schweizer / Vallender [Hrsg.], St. Galler
Kommentar zur Bundesverfassung, 2. Aufl., Zirich /Basel/Genf 2008, N 21 zu Art. 29
BV, mit weiteren Hinweisen). Die einzelnen Teilgehalte - Anspruch auf Orientierung,
Ausserung, Teilnahme am Beweisverfahren und Begriindung - konkretisieren das
Recht auf wirksame Partizipation im Hinblick auf den unmittelbaren Prozess der
Entscheidfindung und sind trotz ihrer unterschiedlichen Aspekte als Einheit zu ver-
stehen (Steinmann, a.a.0., N 23 zu Art. 29 BV). Der Anspruch auf rechtliches Gehor
raumt den Betroffenen das Recht ein, sich vor Erlass eines in ihre Rechtsstellung
eingreifenden Entscheides zu allen wesentlichen Punkten, welche die Feststellung
des rechtserheblichen Sachverhalts betreffen, (zumindest schriftlich) zu dussern
und von der betreffenden Behorde alle dazu notwendigen Informationen zu erhal-
ten (Steinmann, a.a.0., N 25 zu Art. 29 BV; Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
C-2165/2007 vom 21. Januar 2010, E. 3.1; Miller, Grundrechte in der Schweiz, 3.
Aufl., Bern 1999, S. 520). Bevor die Behorde eine Anordnung trifft, muss sie den
Betroffenen davon in Kenntnis setzen, damit er sich dazu dussern kann (konstante
Rechtsprechung; statt vieler vgl. BGE 122 Il 274 ff).

Aus der Bundesverfassung wird kein allgemeiner Anspruch abgeleitet, welcher der
Behorde verbieten wiirde, dem Betroffenen eine bestimmte Ausserungsfrist einzurau-
men. Jedenfalls verletzt die Ansetzung einer Ausserungsfrist durch die Behdrde nicht
den grundrechtlichen Gehdrsanspruch. Die Rechtzeitigkeit der Ausserung kann un-
mittelbar durch gesetzliche oder durch behdrdlich angesetzte Fristen gewahrleistet
sein. Dadurch will man dem Interesse eines geordneten Verfahrensganges Rech-
nung tragen. Grundséatzlich soll aber davon ausgegangen werden, dass die Frist
angemessen sein muss, d. h. so bemessen, dass sie den Betroffenen eine gehdrige
Wahrung ihres Ausserungsrechts - gegebenenfalls unter Beizug einer Rechtsvertreterin
oder eines Rechtsvertreters - tatsachlich ermdglicht. Den Betroffenen soll hinre-
ichend Zeit eingeraumt werden, um eine fundierte Stellungnahme zur Sache ein-
reichen zu kénnen: Bei der schriftlichen Ausiibung des Ausserungsrechts muss
die Frist genligend lang gesetzt werden, damit den Betroffenen hinreichend Zeit
verbleibt, um die Eingabe vorzubereiten und zu redigieren. Massgebend flr die
Fristbemessung sollen die konkreten Fallumsténde sein. Ins Gewicht fallen insbeson-
dere die Komplexitat der sich stellenden Sach- und Rechtsfragen, der Umfang des

20



I. Grundlagen, Organisation, Gemeinden

Verfahrensstoffs und die Person des Berechtigten, andererseits aber auch die Inter-
essen der Verfahrensdkonomie und der Verfahrensbeschleunigung, worunter auch
die allfdllige Dringlichkeit der zu treffenden Massnahmen fallt (vgl. Albertini, Der
verfassungsmassige Anspruch auf rechtliches Gehdr im Verwaltungsverfahren des
modernen Staates, Diss. Bern 2000, S. 341 f.; Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
C-2165/2007 vom 21. Januar 2010, E. 3.1; Urteil des Bundesverwaltungsgerichts E-
328/2012 vom 27. Februar 2013; Urteil des Bundesverwaltungsgerichts C-2227/2012
vom 11. September 2013, E. 3.1; Urteil des Bundesgerichts 1C_128/2010 vom 8. Ju-
ni 2010).

b) Mit Schreiben vom 22. Dezember 2016 lud die M-Schule den Beschwerdeflhrer
zu einem Gesprach auf den 11. Januar 2017 zwecks Gewdahrung des rechtlichen
Gehors ein. Mit diesem Schreiben wurde der Beschwerdefiihrer auch informiert,
dass man mit seinen Leistungen als Hauptlehrer nach wie vor nicht zufrieden sei,
wie man ihm dies schon mehrfach in Gesprachen und letztmals am 16. Dezember
2016 mitgeteilt habe. Man wolle und konne vor dieser Situation nicht die Augen
verschliessen und misse auf formlichem Weg personalrechtliche Massnahmen in
Betracht ziehen. Insbesondere folgende Anordnungen stiinden zur Diskussion: An-
drohung der Entlassung oder Auflosung des Dienstverhéltnisses. Ferner wurde dem
Beschwerdeflhrer mitgeteilt, welche Personen am Gesprach teilnehmen wirden,
dass er sich von einer Person seines Vertrauens begleiten lassen konne und wie die
Sitzung aufgebaut sein werde.

Mit Schreiben vom 3. Januar 2017 teilte der Beschwerdefiihrer der M-Schule mit, wie
aus dem Arztzeugnis vom 27. Dezember 2016 hervorgehe, sei er nicht in der Lage,
den Gesprachstermin vom 11. Januar 2017 wahrzunehmen. Weiter bat er darum,
ihm alle fir das Gesprach vom 11. Januar 2017 vorgesehenen Inhalte schriftlich
bekanntzugeben.

Mit Schreiben vom 11. Januar 2017 gewéhrte die M-Schule dem Beschwerdefiihrer
das rechtliche Gehor auf schriftlichem Weg. Darin wurde dem Beschwerdeflhrer
detailliert aufgezeigt, an welchen Daten welche Gesprache mit welchen Inhalten
stattgefunden hatten. Es wurde auch festgehalten, dass am 29. Juni 2016 ein schriftlich-
er Verweis erteilt worden sei, verknlpft mit der Auflage, die vorgeworfenen Verhal-
tensmangel in Zukunft zu vermeiden. Am 16. November 2016 sei ihm mitgeteilt wor-
den, dass er bis Mitte Dezember 2016 nochmals vom Fachvorstand, vom zustandi-
gen Prorektor und vom Rektor im Unterricht besucht und eine Kiindigung des Ar-
beitsverhaltnisses per 31. Juli 2017 geprift werde, falls die erwartete markante
Steigerung im padagogischen und didaktischen Bereich weiterhin nicht feststell-
bar sein sollte. Nach den Unterrichtslektionen habe die Schulleitung dem Beschw-
erdeflihrer am 16. Dezember 2016 mitgeteilt, dass die im didaktisch-methodischen
und padagogischen Bereich erwartete Steigerung erneut nicht habe festgestellt wer-
den kdnnen, weshalb als Nachstes personalrechtliche Massnahmen erwogen wir-
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den. Zusammenfassend wurde festgehalten, dass die im Verweis vom 29. Juni 2016
verlangte markante Steigerung des padagogischen Engagements sowohl in Bezug
auf die Unterrichtsvorbereitung als auch im Unterricht selbst, trotz Hinweis auf die
moglichen Konsequenzen, wahrend des fast halbjahrigen Monitorings nicht erfolgt
sei. Der Unterricht des Beschwerdefiihrers erfille die didaktischen Mindeststan-
dards der M-Schule weiterhin nicht. Ebenso lasse es der Beschwerdeflhrer bei
der Mitarbeit innerhalb der Fachschaft am notwendigen Engagement fehlen und
gefahrde mit seinem mangelnden Teamgeist eine gedeihliche Zusammenarbeit in-
nerhalb des Fachbereichs. Aus diesem Grund sehe man sich zum Wohle der Schiiler-
schaft gezwungen, die Ergreifung personalrechtlicher Massnahmen zu priifen. Dem
Beschwerdefiihrer wurde mit diesem Schreiben vom 11. Januar 2017 Frist bis zum
23. Januar 2017 zur Einreichung einer schriftlichen Stellungnahme angesetzt.

Am 19. Januar 2017 ersuchte der Rechtsvertreter des Beschwerdefiihrers darum, die
Frist um 15 Tage, also bis zum 7. Februar 2017, zu erstrecken. Man sei dringend auf
die Fristerstreckung angewiesen, denn nebst dem hohen Arbeitsanfall erschwere
auch der Gesundheitszustand des Beschwerdefiihrers die notwendige Instruktion.
Am 20. Januar 2017 wurde dieses Schreiben auch noch per E-Mail zugestellt.

Mit E-Mail vom 24. Januar 2017 teilte der Rektor der M-Schule dem beschwerde-
fllhrenden Rechtsvertreter mit, da fir den Beschwerdefiihrer gentigend Zeit vorhan-
den gewesen sei, einen Anwalt zu mandatieren, und man bezlglich der auszus-
prechenden Massnahme fristgebunden sei, werde eine letztmalige Fristerstreckung
bis 26. Januar 2017 gewahrt.

Mit E-Mail vom 24. Januar 2017 ersuchte der Rechtsvertreter des Beschwerde-
flhrers nochmals darum, die Frist antragsgemass zu erstrecken.

Am 26. Januar 2017 liess der Beschwerdeflhrer sich schliesslich kurz zum Sachver-
halt vernehmen. Vorab hielt er fest, dass die M-Schule mit ihrem Vorgehen und der
Verweigerung einer Fristerstreckung das rechtliche Gehor des Beschwerdefiihrers
massiv verletzt habe. Dieser sei immer noch arbeitsunfahig und sein Gesundheit-
szustand lasse es momentan nicht zu, die bendtigten Instruktionen einzuholen. Die
Stellungnahme zum Sachverhalt ergehe daher nur fragmentarisch und in aller Kiirze.

c) Die dem Beschwerdeflhrer eingerdaumte Frist von total 15 Tagen (vom 11. Januar
bis 26. Januar 2016, inkl. Fristerstreckung) fir die Abgabe einer Stellungnahme als
Gewahrung des rechtlichen Gehors erscheint auf den ersten Blick knapp. Allerdings
gilt es zu berlcksichtigen, dass der Beschwerdefiihrer anlasslich diverser Gesprache
seit Mitte 2016 mehrmals Gelegenheit hatte, sich zum Sachverhalt zu dussern. Bere-
its am 16. November 2016 wurde dem Beschwerdeflihrer gegeniiber erwdhnt, dass
die Kundigung des Arbeitsverhéltnisses per 31. Juli 2017 geprift werden misse,
wenn die erwartete markante Steigerung im didaktischen und padagogischen Bere-
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ich nicht feststellbar sei. Mit Schreiben vom 22. Dezember 2016 informierte die M-
Schule den Beschwerdefiihrer sodann dariiber, dass sie personalrechtliche Mass-
nahmen, namlich die Androhung der Entlassung oder die Aufldsung des Dienstver-
héltnisses in Betracht ziehe. Der Beschwerdefihrer und sein Rechtsvertreter wussten
zudem, dass, sollte der Entscheid auf das Aussprechen einer Kindigung fallen,
dies aufgrund der Kiindigungsfrist fir Lehrpersonen gemass § 10 Abs. 2 PG vor
Ende Januar 2017 zu geschehen hatte, wenn man mit der Kindigung nicht ein
Jahr zuwarten wollte, und dass der Angelegenheit aus Sicht der M-Schule somit
hochste zeitliche Dringlichkeit zukam. Damit musste es dem Beschwerdefiihrer und
seinem Rechtsvertreter klar sein, dass sie mit einer relativ kurzen, nur um wenige
Tage erstreckbaren Frist rechnen mussten. Der Beschwerdefiihrer bevollméachtigte
seinen Rechtsvertreter erst am 18. Januar 2017, obwohl er bereits mit Schreiben
vom 22. Dezember 2016 Uber die moglicherweise erfolgende Kiindigung in Kennt-
nis gesetzt worden war. Dem beschwerdeflihrenden Rechtsvertreter musste es so-
dann bewusst sein, dass nur eine kurze Frist fir die Stellungnahme im Rahmen des
rechtlichen Gehdrs zur Verfligung stehen wird. Mit Annahme des Mandats wusste
der Rechtsvertreter damit auch, dass der hohe Arbeitsanfall bei ihm dem Beschw-
erdefiihrer nicht zum Nachteil gereichen durfte.

Da der Beschwerdeflhrer nur betreffend die Anstellung an der M-Schule arbeitsun-
fahig war, er aber an der Z-Schule unbestrittenermassen weiterhin arbeitete, kann
auch der Einwand nicht gehdrt werden, eine Instruktion sei aus gesundheitlichen
Griinden nicht moglich gewesen.

Damit ist die dem Beschwerdefiihrer gesetzte Frist zur Wahrung des rechtlichen
Gehors als ausreichend zu betrachten (vgl. Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
C-2165/2007 vom 21. Januar 2010, E. 3.3 f.), zumal es sich beim Gegenstand der
Abklarungen, zu welchen das rechtliche Gehor gewahrt wurde, nicht um besonders
umfangreiche oder komplizierte Sachverhaltselemente handelt.

2.2. Sodann argumentiert der Beschwerdefiihrer mit Verweis auf eine E-Mail vom
24. Januar 2017, dass die Entlassung des Beschwerdefihrers bereits vor der Kindi-
gungsverflgung festgestanden sei. Damit verletze die Beschwerdegegnerin Verfahren-
srecht, wodurch die Kindigungsverfligung ebenfalls als missbrauchlich zu quali-
fizieren sei.

a) Mit E-Mail vom 24. Januar 2017 an den beschwerdefihrenden Rechtsvertreter
flihrte der Rektor der M-Schule aus: «In Ihrem Schreiben vom 19. Januar 2017
bitten Sie mich um eine Fristerstreckung fir die schriftliche Stellungnahme zum
rechtlichen Gehor lhres Klienten Herr B. um 15 Tage (bis 7. Februar 2017 statt
bis 23. Januar 2017). Da fiir Herrn B. geniigend Zeit vorhanden war, einen Anwalt
zu mandatieren, und wir bezliglich der auszusprechenden Massnahme fristgebun-
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den sind, gewahre ich lhnen eine letztmalige Fristerstreckung bis Donnerstag, den
26. Januar 2017.»

b) Fir die von der M-Schule in Betracht gezogene Massnahme einer Kiindigung
bestand eine gewisse Dringlichkeit, wenn man mit der Kindigung nicht ein Jahr
zuwarten wollte, da den Lehrpersonen der kantonalen Schulen bekanntlich nur unter
Einhaltung einer Kiindigungsfrist von sechs Monaten jeweils auf Ende eines Schul-
jahres gekiindigt werden kann (§ 10 Abs. 2 PG). Mit der E-Mail vom 24. Januar 2017
wurde dem beschwerdeflihrenden Rechtsvertreter allerdings lediglich die gew(n-
schte Fristerstreckung nicht gewahrt, um der vorliegenden Dringlichkeit gerecht zu
werden. In keiner Weise wurde darin erwahnt, dass der entsprechende Entscheid
schon geféllt sein konnte. Damit kann auch die Argumentation des Beschwerde-
flihrers, die Kiindigung sei missbrauchlich, weil der Entscheid bereits vor Gewahrung
des rechtlichen Gehors geféllt worden sei, nicht gehort werden.

2.3. Zusammenfassend kann deshalb festgehalten werden, dass die Beschwerdegeg-
nerin den Anspruch des Beschwerdefiihrers auf rechtliches Gehor nicht verletzt hat,
weshalb die Kiindigung aus diesem Grund nicht missbrauchlich ist.

3.1. Sodann macht der Beschwerdefiihrer geltend, die Kiindigung sei missbrauch-
lich, weil die M-Schule keine weniger weitreichenden Massnahmen erwogen habe.
Mit Schreiben vom 22. Dezember 2016 habe die M-Schule lediglich eine mdogliche
Androhung der Entlassung des Beschwerdefihrers in Betracht gezogen, und es sei
auch keine mildere Massnahme vorgeschlagen worden, obwohl das Gesetz aus-
dricklich dazu verpflichte.

Die Beschwerdegegnerin halt dem entgegen, der Behauptung, dass die Schullei-
tung vor der Aufldsung des Arbeitsverhaltnisses keine minderen rechtlichen Mass-
nahmen erwogen habe, stehe zum einen die Tatsache entgegen, dass die Schul-
leitung dem Beschwerdeflihrer am 29. Juni 2016 mit dem schriftlichen Verweis
eine mindere Massnahme erteilt habe. Zum anderen habe sie dem Beschwerde-
flihrer wahrend des viermonatigen Monitorings und des darin integrierten vielfalti-
gen Feedbacks zu seinem Unterricht ausfiihrlich Gelegenheit gegeben, die ihm seit
dem Feedback zum Wahlverfahren vom 14. Dezember 2015 bekannten didaktischen
und padagogischen Schwéachen zu beheben. Die in der Einladung zum rechtlichen
Gehor vom 22. Dezember 2016 erwahnte Androhung der Entlassung als mogliche
Massnahme habe die Schulleitung erst nach reiflicher Abwéagung verworfen. Auss-
chlaggebend fir diesen Entscheid seien folgende Griinde gewesen:

a) die Tatsache, dass mit dem schriftlichen Verweis vom 29. Juni 2016 bereits eine
mildere Massnahme verfligt worden sei;

b) die Tatsache, dass im Rahmen des viermonatigen Monitorings trotz der vielfalti-
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gen, konkreten Feedbacks die festgestellten didaktischen und padagogischen Man-
gel nicht behoben worden seien;

c) die Feststellung, dass das schriftliche Gehdr vom 26. Januar 2017 keine stich-
haltigen Grinde flr eine weitere mildere Massnahme enthalten hatten.

3.2. Bevor eine Kiindigung ausgesprochen wird, ist gemass § 10 Abs. 4 PG die
Angemessenheit weniger weitreichender Massnahmen zu erwagen (wie férmliche
Erteilung eines Verweises, Gehaltskiirzung, Funktionsanderung, Zuweisung ander-
er Arbeit, Versetzung an eine andere Stelle oder Androhung der Entlassung). Diese
Bestimmung will dem Grundsatz der Verhaltnisméassigkeit Nachachtung verschaf-
fen. Die Kiindigung muss daher zur Losung eines Problems nicht nur geeignet, son-
dern auch erforderlich sein. Die Abwagung der gegenseitigen Interessen muss eine
Kiindigung als gerechtfertigt erscheinen lassen (vgl. zum Ganzen: Michel, Beamten-
status im Wandel, Diss. Zurich 1998, S. 301). Bei dieser Interessenabwégung kann
bei Personen mit Beispielsfunktionen, wie dies bei Lehrpersonen fraglos der Fall
ist, beispielsweise ein strengerer Massstab an die Integritat angelegt werden. An-
dererseits ist auch die Dauer des bisher bestehenden Arbeitsverhéltnisses in die
Interessenabwagung miteinzubeziehen, ist doch eine Kiindigung flr eine langjéhrige
Mitarbeitende oder einen langjahrigen Mitarbeiter von einschneidenderer Bedeu-
tung als flr eine bzw. einen jlingeren.

3.3. Am 14. Juni 2016 fand ein Gesprach statt. Dabei wurde dem Beschwerdefihrer
mitgeteilt, Eltern hatten Kritik angebracht, dass ersterer am 14. Juni 2016 in drei
Lektionen zu spat im Unterricht erschienen sei, und dass die Klassenschnitte in den
ersten Klassen zu tief seien. Dem Beschwerdefihrer wurde mitgeteilt, die aktuelle
Situation sei nicht mehr haltbar. Unter diesen Umstanden wirden alle personal-
rechtlichen Optionen offen gehalten.

Mit Schreiben vom 29. Juni 2016 sprach die M-Schule gegeniiber dem Beschwerde-
flihrer explizit gestutzt auf § 10 Abs. 5 PG einen Verweis aus. Mit dem Verweis wurde
die Auflage verknipft, dass Herr B. in Zukunft die vorgeworfenen Verhaltensméangel
vermeiden muisse. Insbesondere werde keine weitere Unplnktlichkeit akzeptiert,
und es werde eine markante Steigerung im Bereich des didaktischen und pada-
gogischen Engagements erwartet. Folgende Kritikpunkte wurden gedussert:

- Regelmassige Unpunktlichkeit im Unterricht;

- Abwertende Bemerkungen gegeniber Schilerinnen und Schiilern;
- Fehlende Empathie im Umgang mit Schilerinnen und Schilern;

- Unstimmigkeiten im Umgang mit Prifungen;

- Ungenigende Unterrichtsvorbereitung;

- Zu tiefe Notendurchschnitte bei den Zwischennoten;

- Uneinsichtigkeit bei Kritik.

25



B Verwaltungspraxis

Anlasslich der Gesprache vom 24. August 2016 und vom 16. November 2016 wurden
dem Beschwerdeflhrer die bereits festgehaltenen Méangel erneut aufgezeigt. Am
24. August 2016 wurde ein Monitoring in Aussicht gestellt, welches folgende Punkte
umfassen sollte: Einholung Feedback bei der Schilerschaft, unangekindigte Un-
terrichtsbesuche, stichprobenartige Uberpriifung der Piinktlichkeit sowie Meldung
weiterer Falle von inkorrekter Kommunikation. Am 16. November 2016 wurde dem
Beschwerdefiihrer als Zwischenbilanz des Monitorings mitgeteilt, betreffend Plnk-
tlichkeit seien seit den Sommerferien keine Mangel mehr festgestellt worden. Die
verlangte Steigerung im didaktischen und padagogischen Bereich habe hingegen
nicht festgestellt werden kdnnen. Wenn aufgrund weiterer Unterrichtsbesuche keine
markante Steigerung im didaktischen und padagogischen Bereich festgestellt wer-
den kénne, miisse die Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses per 31. Juli 2017 gepriift
werden.

Mit dem erwahnten Verweis, dem Monitoring sowie mit den erteilten Auflagen wur-
den gegenliber dem Beschwerdeflhrer personalrechtliche Massnahmen im Sinne
von weniger weitreichenden Massnahmen gemass § 10 Abs. 4 PG ausgesprochen.
Der Verweis wurde auch mit einer Rechtsmittelbelehrung versehen. Im Kiindigungsver-
fahren wurde auf den am 29. Juni 2016 ausgesprochenen Verweis sowie die erwah-
nten Gesprache und Auflagen Bezug genommen. Zudem wurde auch die Andro-
hung der Entlassung geprift. Es ist daher festzuhalten, dass die M-Schule nicht
nur weniger weitreichende Massnahmen geprift, sondern vor der Auflésung des
Arbeitsverhaltnisses auch ausgesprochen hat. Mithin ist festzustellen, dass die M-
Schule weniger weitreichende Massnahmen im Sinne von § 10 Abs. 4 PG erwogen
und diese dem Beschwerdeflhrer rechtsgeniiglich mitgeteilt hat, weswegen sich die
Kindigung vom 27. Januar 2017 nicht missbrauchlich infolge Verletzung von § 10
Abs. 4 PG erweist. Die Kiindigung war im Interesse eines reibungslosen Schulbe-
triebs und mit Ricksicht auf die Schilerschaft nicht nur geeignet, sondern auch
erforderlich.

4. Der Vollstandigkeit halber ist von Amtes wegen zu prifen, ob fir die Kindigung
auch ein sachlicher Grund vorlag.

4.1. Gemass § 10 Abs. 1 PG kann ein Arbeitsverhaltnis unter Einhaltung der fir die
Mitarbeitenden geltenden Kiindigungsfristen und -termine gekiindigt werden. Eine
Kiindigung seitens des Kantons ist geméass § 13 PG unter anderem missbréuchlich,
wenn sie sich nicht auf sachliche Griinde stitzen lasst.

Der offentlich-rechtliche Kiindigungsschutz beschréankt sich demnach nicht auf die
Missbrauchstatbestéande des Obligationenrechts, sondern geht weiter (vgl. Entscheid
2A.71/2001 des Bundesgerichts vom 22. Mai 2001). Als &ffentlich-rechtlicher Ar-
beitgeber hat der Kanton Zug auch verfassungsrechtliche Schranken wie das Willkiirver-
bot, das Verhaltnismassigkeitsprinzip und den Grundsatz von Treu und Glauben zu
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beachten. Das Erfordernis der sachlichen Begriindetheit einer Entlassung ist eine
Folge des Willkirverbots. Dabei missen die Entlassungsgrinde von einem gewis-
sen Gewicht sein. Indessen ist es nicht erforderlich, dass die Fortsetzung des Ar-
beitsverhaltnisses als unzumutbar erscheint; es reicht aus, wenn die Weiterbeschéf-
tigung des oder der betreffenden Mitarbeitenden dem Offentlichen Interesse, ins-
besondere demjenigen einer gut funktionierenden Verwaltung, widerspricht (Michel,
Beamtenstatus im Wandel, Ziirich 1998, S. 299). Nach dem Grundsatz der Verhalt-
nismassigkeit muss die Kiindigung erstens ein geeignetes Mittel zur Problemldsung
und zweitens in dem Sinn erforderlich sein, dass weniger einschneidende Mass-
nahmen, wie beispielsweise eine Verwarnung, nicht ebenfalls zum Ziel flihren wir-
den. Drittens muss eine Abwagung der gegenseitigen Interessen die Kiindigung als
gerechtfertigt erscheinen lassen. Angesichts der inhaltlichen Offenheit und Unbes-
timmtheit dieser Umschreibungen steht den Verwaltungsbehdrden beim Entscheid
uber die Kiindigung ein grosser Ermessens- und Beurteilungsspielraum zu (Urteil
PB.2009.00013 des Verwaltungsgericht Ziirich vom 13. Januar 2010, Erw. 2.2).

4.2. Das Personalgesetz lehnt sich bei der Formulierung der Voraussetzungen, welche
eine Auflésung des 6ffentlich-rechtlichen Arbeitsverhaltnisses als missbrauchlich er-
scheinen lassen, an die in Art. 336 Abs. 1 OR genannten Griinde, weshalb bei der
Frage, ob eine Kiindigung missbrauchlich ist, die zu Art. 336 Abs. 1 OR entwickelte
Praxis angemessen bertlicksichtigt werden kann.

Als sachliche Griinde im Sinne des PG kdnnen beispielsweise genannt werden die
nicht befriedigende Erfiillung dienstlicher Aufgaben Uber ldngere Zeit, gravieren-
des Fehlverhalten, die erhebliche Storung des Arbeitsklimas, die Weigerung, im
Zuge einer Funktionsanderung eine andere zumutbare Aufgabe zu ibernehmen oder
die ersatzlose Aufhebung der Stelle (Bericht und Antrag des Regierungsrates vom
1. Februar 1994 zum Gesetz Uber das Arbeitsverhéltnis des Staatspersonals, Vorlage
Nr. 130.4, Laufnummer 8257, S. 54).

4.3. Nachfolgende Ausfiihrungen zeigen auf, dass fiir die Kiindigung auch ein sach-
licher Grund vorlag:

4.3.1. Bereits vor der Festanstellung des Beschwerdefihrers als Hauptlehrer per
1. Juli 2016 wurde mit diesem am 7. Juni 2016 eine Zielvereinbarung getroffen.

Konkret enthielt diese Zielvereinbarung folgende Punkte:

1) Personliche padagogisch-didaktische Weiterbildung, unter anderem Studium von
«John Hattie: Lernen sichtbar machen fur Lehrpersoneny.

2) Hospitation mit dem Fokus «offener vs. eng gefiihrter Unterrichty im Schuljahr
2016 /17 (inkl. Abschlussgesprach mit dem zustandigen Schulleitungsmitglied).
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3) Klarung von Problemen mit Klassen:

- Analyse und Optimierung des eigenen Vorgehens bei Kritik durch Schilerinnen,
Schiler oder Eltern.

- Diesbezlgliches Coaching mit der Lehrberatungsstelle durchfihren.

- Abschlussgesprach mit dem zustandigen Schulleitungsmitglied.

4.3.2. Am 29. Juni 2016 erteilte die M-Schule dem Beschwerdeflhrer einen schriftlichen
Verweis und verknlpfte diesen mit der Auflage, die im Verweis erwahnten Verhal-
tensmangel zu vermeiden. Explizit wurde im Verweis darauf hingewiesen, dass sein
wiederholtes Zuspatkommen im Unterricht nicht mehr akzeptiert und von ihm in
Zukunft eine markante Steigerung im Bereich des padagogischen und didaktischen
Engagements erwartet werde. Nach den Sommerferien teilte die M-Schule dem
Beschwerdefiihrer in einer Besprechung vom 24. August 2016 mit, dass die Um-
setzung der im Verweis gemachten Auflagen in den folgenden Wochen in einem
Monitoring Uberprift werde. Im Rahmen des Monitorings wiirde er einerseits durch
den Fachvorstand, den zustandigen Prorektor und den Rektor der M-Schule im Un-
terricht besucht, andererseits wiirden bei den von ihm unterrichteten Klassen und
Kursen schriftliche Feedbacks bei der Schiilerschaft eingeholt.

4.3.3. Am 16. November 2016 teilte der Rektor der M-Schule dem Beschwerde-
flhrer das auf sechs Unterrichtsbesuchen und den schriftlichen Feedbacks bei der
Schulerschaft basierende Zwischenergebnis des Monitorings mit: Wahrend bei der
Plnktlichkeit seit den Sommerferien keine Mangel mehr festgestellt worden seien,
hatten die Schulleitung und der Fachvorstand keine wesentlichen Verdnderungen in
Bezug auf das didaktische und padagogische Engagement feststellen kdnnen. Die
Unterrichtsbesuche hatten im Gegenteil einen klaren Mangel an Unterrichtsvorbere-
itung, -aufbau und Zielorientierung gezeigt. Diese Mangel seien durch die bei sechs
Klassen eingeholten schriftlichen Feedbacks der Schilerschaft bestatigt worden.
Der Rektor der M-Schule habe dem Beschwerdefiihrer eine Kopie der Schiilerfeed-
backs Uberreicht und ihn explizit auf die Bereiche hingewiesen, bei welchen sowohl
aufgrund der eigenen Beobachtungen als auch der Feedbacks der Schiilerschaft der
grosste Handlungsbedarf bestand. Der Rektor der M-Schule habe ihm mitgeteilt,
dass er bis Mitte Dezember 2016 nochmals vom Fachvorstand, vom zustandigen
Prorektor und von ihm selbst im Unterricht besucht werde und er eine Kindigung
des Arbeitsverhaltnisses per 31. Juli 2017 prifen werde, falls die erwartete markante
Steigerung im padagogischen und didaktischen Bereich weiterhin nicht feststellbar
sein sollte.

4.3.4. Vom 16. November bis 15. Dezember 2016 wurde der Beschwerdefihrer vom
Fachvorstand, vom zustandigen Prorektor und vom Rektor der M-Schule in insge-
samt 10 Unterrichtslektionen besucht. Am 16. Dezember 2016 teilte die Schullei-
tung dem Beschwerdefiihrer das Ergebnis der Auswertung dieser Besuche mit. In
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didaktisch zentralen Bereichen seien weiterhin klare Méangel festgestellt worden.
Der Rektor der M-Schule habe dem Beschwerdefiihrer mitgeteilt, dass die bei ihm im
didaktisch-methodischen und padagogischen Bereich erwartete Steigerung erneut
nicht festgestellt worden sei und sein Unterricht die von der Schule erwarteten
Standards weiterhin klar nicht erfllle. Der Rektor der M-Schule habe ihn dariiber
orientiert, dass als Nachstes personalrechtliche Massnahmen erwogen wirden.

4.4, Vorstehende Ausfiihrungen zeigen, dass die M-Schule mit dem padagogischen
Engagement des Beschwerdefiihrers sowohl in Bezug auf die Unterrichtsvorbere-
itung als auch im Unterricht selbst Uber langere Zeit nicht zufrieden war. Trotz Hin-
weis auf die moglichen Konsequenzen wahrend des fast halbjdhrigen Monitorings
erflllte der Unterricht des Beschwerdefihrers die didaktischen Mindeststandards
der M-Schule nicht. Auch kritisierte die M-Schule das fehlende Engagement des
Beschwerdeflhrers innerhalb der Fachschaft Physik. Das durchgefiihrte Monitoring
im Herbst 2016 bestatigte die Mangel in der Unterrichtsvorbereitung, im Unterricht-
saufbau und in der Zielorientierung. Die Vorwirfe der M-Schule werden untermauert
durch negative Rickmeldungen der Klassen und Eltern, wobei die Feedbacks der
Schiilerschaft (eingeholt bei sechs der vom Beschwerdefiihrer sieben unterrichteten
Klassen) dem Beschwerdefiihrer auch abgegeben wurden. Insbesondere wird dem
Beschwerdeflihrer mehrfach vorgeworfen, den Unterricht ungentigend zu dokumen-
tieren, unvorbereitet oder zu wenig vorbereitet die Schulstunden zu bestreiten, den
Unterricht unstrukturiert, unmotiviert und uninteressiert durchzufiihren, Schilerin-
nen und Schiler respektlos zu behandeln. Zwar wurde der Beschwerdefihrer unbe-
strittenermassen zum Hauptlehrer gewahlt, jedoch wurden ihm in diesem Zusam-
menhang Auflagen diktiert, was darauf schliessen lasst, dass die Leistungen des
Beschwerdeflhrers bereits im Zeitpunkt der Festanstellung in gewissen Bereichen
ungenugend waren. Es ist deshalb als erwiesen zu erachten, dass der Beschwerde-
fuhrer didaktische und padagogische Unzuldanglichkeiten aufwies, welche diesem
auch mehrfach kommuniziert worden waren. Dabei kann der Vorwurf des Beschw-
erdefiihrers, die Vorhalte seien ihm gegenlber ungentigend oder unklar formuliert
worden, so dass er nicht gewusst habe, was von ihm erwartet werde, nicht gehort
werden: Sowohl die Feedbacks der Schiilerschaft als auch der Verweis vom 29. Juni
2016 geben detailliert darlber Auskunft, wo das Verbesserungspotenzial lag.

Auch der Einwand des Beschwerdefiihrers, ein angeblicher Leistungs- oder Verhal-
tensmangel liege nicht etwa an einem mangelnden Willen oder an Gleichgiiltigkeit,
sondern ware vielmehr den Symptomen des Burnouts zuzuschreiben, kann nicht
gehort werden. Die vorgeworfenen und angesprochenen Mangel mussten von Be-
ginn der Anstellung an immer wieder thematisiert werden und wurden auch immer
wieder aufgegriffen. Es fand nicht ein (plotzlicher) Leistungs- oder Verhaltensabfall
statt, sondern die gewlnschte Steigerung in der Leistung und im Verhalten konnten
trotz mehrmaliger entsprechender Hinweise nicht festgestellt werden. Dariber hin-
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aus unterrichtete der Beschwerdefiihrer an der Z-Schule weiterhin, was gegen ein
Burnout spricht.

Die Kiindigung war damit sachlich begriindet. Die Weiterbeschaftigung des Beschw-
erdefihrers widersprach dem oOffentlichen Interesse. In Berlicksichtigung der Ak-
ten kann der Beschwerdegegnerin nicht vorgeworfen werden, sie habe sich beim
Entscheid, den Beschwerdeflihrer zu entlassen, missbrauchlich verhalten. Es ist
vielmehr nachvollziehbar, dass sich die Beschwerdegegnerin fir die Kiindigung des
Beschwerdeflhrers entschied. Der Entscheid der Beschwerdegegnerin fir eine Ent-
lassung des Beschwerdeflhrers ist mithin nicht zu beanstanden. Entsprechend ist
dem Beschwerdefiihrer auch keine Entschadigung infolge missbrauchlicher Kindi-
gung zuzusprechen.

(-.)
Entscheid des Regierungsrats vom 21. August 2017

2.2811 PG

Regeste:

§ 11 PG - Jede auf einem neuen Grund beruhende Krankheit 6st eine neue Sper-
rfrist aus. Ein Zusammenzahlen der Fehltage erfolgt damit nur (aber immerhin),
wenn aufgrund derselben gesundheitlichen Ursache mehrere Absenzperioden
vorkommen. Wesentlich ist, ob die Verhinderung auf dieselbe gesundheitliche
Ursache zurlickgeht. Ein Rickfall oder eine Folgeerscheinung I6sen also keine
neue Sperrfrist aus.

Aus dem Sachverhalt:

A. B. arbeitete seit dem 1. Januar 2010 in einem Beschéftigungsumfang von 100
Prozent beim Amt [, vorerst in einem bis zum 31. Dezember 2011 befristeten und
ab dem 1. Januar 2012 in einem unbefristeten Arbeitsverhaltnis.

B. Aufgrund von Hinweisen der Schweizerischen Koordinationsstelle zur Bekamp-
fung der Internetkriminalitat (KOBIK) erdffnete die Staatsanwaltschaft eine Strafun-
tersuchung gegen B. Nachdem der Leiter des Amts I. davon Kenntnis erhalten hatte,
stellte er B. mit Verfiigung vom 10. September 2015 von seinen Arbeitsverpflichtun-
gen frei. In der Freistellungsverfligung wurde festgehalten, dass B. wahrend sein-
er Freistellung Anspruch auf seinen Lohn inklusive allfalliger Sozialanspriiche hat,
der Kanton sich jedoch eine Rickforderung des ausbezahlten Lohns fiir den Fall
einer Kindigung vorbehalt. Gegen diese Verfligung erhob B. am 28. September
2015 Beschwerde beim Regierungsrat. Der Regierungsrat wies diese Beschwerde
mit Entscheid vom 17. November 2015 ab.
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(..)

D. Das Amt I. verfligte am 27. Juli 2016 die Aufldsung des Arbeitsverhéaltnisses mit B.
unter Einhaltung der gesetzlichen Kiindigungsfrist von vier Monaten per 30. Novem-
ber 2016. Auf die gemdss § 10 Abs. 2 PG mdgliche Rickforderung des wahrend
der Freistellung ausbezahlten Lohns wurde verzichtet. Hiervon ausgenommen wurde
ein allfallig wahrend der Freistellung erzielter Verdienst aus einer neu aufgenomme-
nen unselbststandigen oder selbststandigen Erwerbstatigkeit oder ein anderweit-
iger Verdienst. Darliber hinaus wurde festgehalten, dass mit der bis zur Beendigung
des Arbeitsverhéltnisses fortdauernden Freistellung samtliche Ferienguthaben als
bezogen sowie ein positiver Arbeitszeitsaldo als vollumfanglich kompensiert gelte.
Begriindet wurde die Kiindigungsverfiigung im Wesentlichen damit, dass vorliegend
entgegen der Vorbringen betreffend Unschuldsvermutung nicht von einer sogenan-
nten Verdachtskiindigung gesprochen werden kdnne. Dies einerseits, weil der Ver-
dacht ausreichend begriindet sei, da er sich auf nachweisbare und nachprifbare
Tatsachen abstiitze: Gemass Bericht der KOBIK seien Teile der iber die IP-Adresse
von B. heruntergeladenen Dateien als kinderpornografisch erkannt worden und zu-
dem habe auch B. selber zugegeben, verbotene (Kinder-)Pornografie herunterge-
laden zu haben. Anderseits stelle der durch den Verdacht auf eine Straftat aus-
gelOste Vertrauenswegfall einen sachlichen Grund flr eine Entlassung dar. Vor-
liegend haben das Verhalten und die mangelnde Kooperation von B. wéhrend der
Strafuntersuchung wesentlich zum Vertrauensverlust beigetragen. Betreffend Zusam-
menhang wurde festgehalten, dass zwar kein direkter Zusammenhang mit der Anstel-
lung bestehe, sich die vorgeworfene Straftat jedoch auf diese auswirke. (...) Der
schwere Vertrauensverlust stehe einer weiteren Zusammenarbeit mit B. entgegen.
Des Weiteren wurde die Angemessenheit der Kiindigung gepruft und diesbezlglich
festgehalten, dass eine weniger weit reichende Massnahme wie z. B. die Androhung
einer Kindigung fur den Fall der Verurteilung weder moglich noch zielfihrend sei,
denn diese wirde den erlittenen Vertrauensverlust nicht zu beseitigen vermdogen.
Eine Funktionsdnderung oder Zuordnung anderer Arbeit komme sodann mangels
bestehender Moglichkeit innerhalb der Verwaltung und aufgrund der Spezialisierung
von B. nicht in Frage. Die Interessen des Kantons und der Offentlichkeit an einem gut
funktionierenden Amt I. und an der Verhinderung eines theoretisch moglichen Rep-
utationsschadens wiirden die Interessen von B. an einer Weiterbeschaftigung tber-
wiegen. Dieser habe angesichts seiner Spezialisierung und seiner fachlichen Qual-
ifikation trotz seines Alters intakte Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Schlussendlich
wurde auf eine Rickforderung des wahrend der Freistellung ausbezahlten Lohnes
verzichtet; dies unter Berticksichtigung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit von
B. sowie dessen Gesundheitszustandes.

E. Mit Eingabe vom 16. August 2016 reichte B. beim Regierungsrat Verwaltungs-
beschwerde ein. Er beantragte, dass die Verfligung bzw. die ausgesprochene Kindi-

gung wegen Missbrauchlichkeit aufgehoben und dem Beschwerdefihrer eine Entschadi-
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gung in Hohe von sieben Monatslohnen ausgerichtet werde. Dies unter Kosten- und
Entschadigungsfolgen zulasten des Staates. Zur Begriindung fiir die Missbrauch-
lichkeit machte der Beschwerdefiihrer zusammengefasst geltend, dass die am 27. Juli
2016 vom Amtsleiter des Amts I. verfligte Auflosung des Arbeitsverhaltnisses nicht
in dessen Kompetenz gelegen habe, denn die Zustandigkeit zum Aussprechen einer
Kiindigung liege bei der Finanzdirektion. Diese Beschwerde wies der Regierungsrat
mit Entscheid vom 13. Dezember 2016 rechtskraftig ab.

F. Mit Schreiben vom 24. Oktober 2016 meldete B. dem Amt I., er befinde sich
seit 24. Oktober 2016 in der Klinik Zugersee in Oberwil, wo er in der Akutsta-
tion habe hospitalisiert werden miissen. Die provisorische Meldung erfolge, damit
die zustandigen Versicherer zeitnah tber den Krankheitsfall informiert werden kon-
nten. Mit Schreiben vom 27. Oktober 2016 stellte das Amt |. fest, dass das Ar-
beitsverhaltnis von B. trotz der gemeldeten erneuten Arbeitsunféhigkeit wahrend
der Kiindigungsfrist, wie in der Kiindigungsverfigung vom 27. Juli 2016 vorgesehen,
am 30. November 2016 ende, da die Sperrfrist von 180 Tagen bereits abgelaufen
sei.

G. Gegen diesen Entscheid des Amts I. vom 27. Oktober 2016 reichte B. (nach-
folgend: Beschwerdefiihrer) am 17. November 2016 Verwaltungsbeschwerde beim
Regierungsrat ein und stellte folgende Antréage:

«1. Die Verfligung, die eine Beendigung des Arbeitsverhaltnisses und Befreiung von
weiteren Lohnzahlungen per 30. Nov. 2016 vorsieht, sei aufzuheben, und es seien
dem Beschwerdefiihrer die gesetzlich vorgesehenen Leistungen bei Krankheit bzw.
der Lohn weiterhin auszurichten.

2. Unter Kosten- und Entschadigungsfolge zulasten des Staates.»

()

J. Nachdem der Beschwerdeflihrer den Ambulanten Psychiatrischen Dienst flr Erwach-
sene, die Klinik Zugersee sowie Dr.med. P. am 8. Februar vom Arztgeheimnis ent-
bunden hatte und die Parteien keine weiteren Fragen als die ihnen im Entwurf
vorgelegten hatten, wurden diese Therapeuten, Kliniken und Arzte am 6. Mérz 2017
um die Beantwortung der an sie gerichteten Fragen gebeten. Am 17. Marz 2017
beantwortete die Psychiatrische Klinik Zugersee die gestellten Fragen (act. 016), am
18. Mérz 2017 Dr.med. P. und am 22. Marz 2017 die Ambulanten Psychiatrischen
Dienste, APD fur Erwachsene.

Aus den Erwagungen:

(...

32



I. Grundlagen, Organisation, Gemeinden

2.1. Der Beschwerdefiihrer beantragte, die Verfligung, welche eine Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses und Befreiung von weiteren Lohnzahlungen per 30. Novem-
ber 2016 vorsehe, sei aufzuheben und es seien dem Beschwerdefiihrer die geset-
zlich vorgesehenen Leistungen bei Krankheit bzw. der Lohn weiterhin auszuricht-
en. Er begrindet dies zusammengefasst und im Wesentlichen damit, mit Brief vom
24. Oktober 2016 habe der Rechtsvertreter des Beschwerdefiihrers das Amt I. Uber
dessen krankheitsbedingte Hospitalisation ins Bild gesetzt und der Beschwerdegeg-
nerin empfohlen, den Fall der Taggeldversicherung anzumelden. Mit Schreiben vom
27. Oktober 2016 habe die Beschwerdegegnerin mitgeteilt, die erneute Erkrankung
des Beschwerdeflihrers habe keine Auswirkung auf die Beendigung des Arbeitsver-
haltnisses per 30. November 2016, da es sich beim Grund fir die aktuelle Hospi-
talisation um dieselbe Erkrankung handle, die schon friher in den Jahren 2013 und
2014 aufgetreten sei, zu Absenzen geflihrt habe und in der gleichen Klinik behandelt
worden sei. Die Sperrfrist sei deshalb langst abgelaufen, denn beim aktuellen Fall
handle es sich um einen Rickfall.

Die Unterstellung und Behauptung, beim aktuellen Krankheitsfall handle es sich um
einen Rickfall im Zusammenhang mit einer friiheren Erkrankung, sei unwahr. Zwar
leide der Beschwerdeflihrer an einer psychischen Erkrankung, mit welcher er aber
dank adaquater Behandlung durchaus normal leben kdnne. Nur soweit die belas-
tende Situation am Arbeitsplatz (Uberlastungssituation und Burn-out) trotz entsprechen-
der Ermahnungen durch den behandelnden Arzt nicht entscharft worden sei, sei es
zum Ruckfall 2014 aufgrund der bereits im Jahr 2013 festgestellten schwierigen Sit-
uation am Arbeitsplatz gekommen. Ein Zusammenhang mit der heute interessieren-
den Krankheit bestehe aber nicht.

Die nunmehr erforderliche stationéare Unterbringung sei auf eine neue, andere Erkrankung,
die noch naher abgeklart und diagnostiziert werden misse, zuriickzufiihren. Damit
stehe sie jedenfalls in keinem Zusammenhang mit friheren Klinikaufenthalten. Zu-
dem konnten nicht einfach Krankheitstage verschiedener Krankheitsfalle tber Jahre
hinweg aufaddiert werden, um dann behaupten zu kdnnen, die Sperrfrist sei langst
abgelaufen. Die Sperrfristen anderten mit den Dienstjahren. Es wére also unsin-
nig anzunehmen, (vermeintlich) gleichgelagerte Krankheitsbilder konnten Gber Jahre
kumuliert werden, damit der Schutz der Sperrfristen nicht spiele. Vorliegend sei
aber bedeutsam, dass keine gleichen, sondern verschiedene Erkrankungen vorla-
gen, womit eine Kumulation der Absenztage zur Bestimmung der Sperrfrist ohnehin
ausgeschlossen sei.

Unabhangig davon seien aber die Sperrfristen zu beachten, die zur Verlangerung
der Kindigungsfrist bei unverschuldeter Krankheit fihrten. Zu Recht werde von
der Beschwerdegegnerin nicht behauptet, die Erkrankung sei durch den Beschw-
erdefiihrer selbst verschuldet. Soweit also die Kiindigungsfrist von vier Monaten im
vorliegenden Fall durch den neuen Krankheitsfall unterbrochen werde, kdnne das
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Arbeitsverhaltnis auch nicht einfach automatisch per 30. November 2016 enden.
Immerhin sei der Sinn der Sperrfrist, dass sich der gekiindigte Mitarbeiter auf dem
Arbeitsmarkt neu bewerben kdnne, was ihm aufgrund der eingetretenen Krankheit
verunmoglicht werde.

Die Beschwerdegegnerin hielt dem entgegen, bei der Frage, ob die erneute Erkrankung
des Beschwerdeflhrers wahrend laufender Kiindigungsfrist eine Sperrfrist auslose,
handle es sich um eine rein juristische Problemstellung mit medizinischem Hinter-
grund. Deshalb und um nicht noch weitere Personalressourcen auf diesen Fall ver-
wenden zu missen, werde auf eine eingehende Stellungnahme verzichtet. Stattdessen
stellte die Beschwerdegegnerin den Antrag, es seien der Klinikleitung der Psychia-
trischen Klinik Zugersee sachdienliche Fragen zur Beantwortung vorzulegen.

Der Beschwerdeflhrer ergénzte mit Schreiben vom 27. April 2017, dass die im Jahr
2016 vorliegende unfallbedingte Arbeitsunfahigkeit vom 15. Mai bis zum 30. Juni
2016 in keinem Zusammenhang mit den vorliegend zu beurteilenden krankheits-
bedingten Ausfallen stehe. Damit konnten diese Absenzen auch nicht mit friheren
zusammengerechnet werden. Gegenteils 16se jede unabhéngige Erkrankung auch
wieder eine neue volle Sperrfrist von 180 Tagen aus. Die heute diagnostizierte
schwere kombinierte Personlichkeitsstorung unterscheide sich von der friher auftre-
tenden rezidivierenden depressiven Storung, konne damit auch nicht mit dieser ver-
mengt und bei der Berechnung der anzuwendenden Sperrfrist kumuliert werden.
Vielmehr seien beide als eigenstéandige Krankheitsbilder zu betrachten, die auch un-
terschiedliche Sperrfristen ausldsten. Zu beriicksichtigen sei sodann der Umstand,
dass die erste Hospitalisation des Beschwerdeflihrers auf die Situation am Arbeit-
splatz zurlickgefihrt worden sei. Die der Arbeitgeberin erteilten Verhaltenshinweise
seien von dieser nicht beachtet worden, was dann Anlass flir eine zweite stationare
Unterbringung gebildet habe. Damit bestehe schon unter Berilcksichtigung des Ve-
ranlassungsprinzips eine zumindest moralische Verantwortung der Arbeitgeberin.
Die Zusammenhange zwischen den Erkrankungen bestinden nur theoretisch; von
einem Uberwiegend wahrscheinlichen Zusammenhang kdnne nicht gesprochen wer-
den.

2.2. Esist erwiesen und unbestritten, dass der Beschwerdeflhrer wie folgt krankheit-
shalber arbeitsunféahig war:

- 29.10.2012-04.12.2012 100 % 37 Kalendertage
- 16.10.2013-09.12.2013 100 % 55 Kalendertage
- 13.01.2014-26.01.2014 50 % 14 Kalendertage

- 07.07.2014-19.09.2014 100 % 75 Kalendertage
- 22.09.2014-03.10.2014 75 % 12 Kalendertage
- 04.10.2014-27.10.2014 50 % 24 Kalendertage

- 28.10.2014-02.11.2014 40 % 6 Kalendertage
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- 03.11.2014-30.11.2014 25 % 28 Kalendertage
- 01.12.2014-16.01.2015 15 % 47 Kalendertage
- 13.04.2015-17.04.2015 100 % 5 Kalendertage
- 04.05.2015-14.05.2015 100 % 11 Kalendertage
- 15.05.2015 100 % 1 Kalendertag

-24.07.2015 100 % 1 Kalendertag

- 24.08.2015-25.08.2015 100 % 2 Kalendertage
- 26.08.2015-11.10.2015 100 % 47 Kalendertage
-12.10.2015-27.10.2015 100 % 16 Kalendertage
- 28.10.2015-03.11.2015 70 % 7 Kalendertage

- 04.11.2015-10.11.2015 60 % 7 Kalendertage

- 11.11.2015-06.12.2015 60 % 26 Kalendertage
- 07.12.2015-31.12.2015 60 % 25 Kalendertage
- 26.04.2016-02.05.2016 100 % 7 Kalendertage
- 24.10.2016-11.11.2016 100 % 19 Kalendertage
- 12.11.2016-30.11.2016 100 % 19 Kalendertage

Aufgrund eines Unfalls war der Beschwerdeflihrer wie folgt arbeitsunfahig:

- 17.05.2016-27.05.2016 100 %
- bis 10.06.2016 100 %
- bis 30.06.2016 100 %

2.3. Ein unbefristetes offentlich-rechtliches Arbeitsverhéltnis endigt gemass § 8 PG
durch schriftliche Kiindigung seitens der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters oder
seitens des Kantons. Der Kanton kann das Arbeitsverhaltnis geméss § 10 Abs. 1
PG unter Einhaltung der flr die Mitarbeiterin bzw. den Mitarbeiter geltenden Kindi-
gungsfristen und Kiindigungstermine kiindigen. Gemass § 11 Abs. 1 PG ist die Kiindi-
gung seitens des Kantons unter Vorbehalt einer gerechtfertigten fristlosen Entlas-
sung aus wichtigen Griinden nichtig, wenn sie nach Ablauf der Probezeit wahrend
folgender Sperrfristen ausgesprochen wird: (...); ¢) wahrend 30 Tagen im 1. Dienst-
jahr, wahrend 90 Tagen im 2. bis 5. Dienstjahr und wahrend 180 Tagen ab dem 6.
Dienstjahr im Falle unverschuldeter ganzer oder teilweiser Arbeitsunfahigkeit wegen
Krankheit oder Unfall; (...). Ist die Kiindigung vor Beginn einer Sperrfrist erfolgt, aber
die Kiindigungsfrist bis zum Beginn der Sperrfrist noch nicht abgelaufen, so wird die
Kiindigungsfrist gemass § 12 Abs. 2 PG bis zum Ablauf der Sperrfrist unterbrochen.

Bei der Formulierung von § 11 und § 12 PG orientierte sich der Gesetzgeber erk-
lartermassen am Zivilrecht, da der Beamtenstatus abgeschafft und das Arbeitsrecht
des kantonalen Personals dem Obligationenrecht angeglichen werden sollte. Die
Regelung des Kiindigungsschutzes ist denn auch praktisch identisch mit Art. 336¢
Abs. 2 und 3 OR (GVP 2008, S. 109). Entsprechend kann fir die Beantwortung
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der Frage, ob vorliegend die Sperrfrist unterbrochen wurde, die zu Art. 336c OR
entwickelte Praxis angemessen berucksichtigt werden.

Bei den Sperrfristen infolge gesundheitlicher Storungen handelt es sich um Kalen-
der- und nicht um Arbeitstage und auch nicht um Monate. Es verlangern aber nur
die effektiven Krankheitstage die Kiindigungsfrist; es ist also nicht so, dass eine
Erkrankung von kurzerer Dauer die Frist um 30, 90 oder 180 Tage verlangern wirde.
Das Dienstjahr dient dabei nur zur Bestimmung der Schutzdauer; es ist also auch
nicht so, dass sich die Sperrfrist in jedem Dienstjahr erneuern wiirde. Nicht die
Krankheit oder der Unfall I6sen die Sperrfrist aus, sondern die aus diesen Ursachen
folgende Arbeitsverhinderung (Streiff /von Kaenel /Rudolph, Arbeitsvertrag, Praxiskom-
mentar zu Art. 319-362 OR, 7. Aufl., Zirich 2012, S. 1079 f. N 8 zu Art. 336¢, mit
weiteren Hinweisen).

Jede auf einem neuen Grund beruhende Krankheit I6st dabei eine neue Sperrfrist
aus. Ein Zusammenzéhlen der Fehltage erfolgt damit nur (aber immerhin), wenn auf-
grund derselben gesundheitlichen Ursache mehrere Absenzperioden vorkommen
(Streiff/von Kaenel /Rudolph, a.a.0., S. 1084 f., mit weiteren Hinweisen). Wesentlich
ist, ob die Verhinderung auf dieselbe gesundheitliche Ursache zuriickgeht. Ein Rick-
fall oder eine Folgeerscheinung l6sen also keine neue Sperrfrist aus. Allerdings kann
bei einem Rickfall der Rest einer noch nicht vollstandig konsumierten Sperrfrist
noch in Anspruch genommen werden. Dies hat zur Folge, dass der Schutz durch
die Sperrfrist auch bereits vor der Kiindigung konsumiert werden kann (Streiff/von
Kaenel/Rudolph, a.a.0., S. 1075 f., N 4, mit weiteren Hinweisen).

Auch bei einer Teilarbeitsunfahigkeit lauft die Sperrfrist. Letztere verlangert sich
auch nicht proportional bei Teilarbeitsunfahigkeit (Streiff /von Kaenel /Rudolph, a.a.0.,
S. 1083, mit weiteren Hinweisen).

2.4. Der Beschwerdefiihrer trat seine Stelle bei der Beschwerdegegnerin am 1. Jan-
uar 2010 an. Damit befand er sich im Zeitpunkt, da die Kiindigungsverfligung vom
27. Juli 2016 das Arbeitsverhaltnis per 30. November 2016 beendete, im 7. Dienst-
jahr. Mithin betrug die Sperrfrist 180 Tage.

Von Oktober 2012 bis Ende November 2016 (Ende der Kindigungsfrist) fehlte der
Beschwerdefiihrer wahrend total 491 Kalendertagen krankheitshalber. Die stellvertre-
tende Oberérztin der Psychiatrischen Klinik Zugersee flhrte in ihrem Schreiben
vom 17. Méarz 2017 aus, bei der Hospitalisation vom 24. Oktober 2016 sei eine
rezidivierende depressive Storung, gegenwartig schwere Episode ohne psychotis-
che Symptome (F33.2) festgestellt worden. Aus psychiatrischer Sicht bestehe ein
medizinisch ursachlicher Zusammenhang zu den fritheren Hospitalisationen zwis-
chen 2013 und 2016. Bei der Hospitalisation vom 24. Oktober 2016 handle es
sich nicht um eine mittelgradige depressive Episode wie bei den friiheren Hospi-
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talisationen, sondern um eine schwere Episode, allerdings jeweils im Rahmen einer
rezidivierenden depressiven Erkrankung. Bei der die Hospitalisation vom 24. Okto-
ber 2016 auslosenden Erkrankung handle es sich um einen Rickfall einer friheren
Erkrankung. Dr.med. P. merkte in seinem Bericht vom 18. Marz 2017 an, in Hin-
sicht auf die Hauptdiagnose einer schweren kombinierten Personlichkeitsstorung
mit rezidivierenden depressiven Einbriichen kdnne theoretisch von einem medi-
zinisch kausalen Zusammenhang der vorgangigen Hospitalisationen ausgegangen
werden. Die bisherigen Hospitalisationen und Arbeitsunfahigkeiten seien auf die
rezidivierende depressive Storung zuriickzufihren, insbesondere aber auch auf die
Personlichkeitsstorung, wobei diese Personlichkeitsstérung nicht neu aufgetreten
sei, sondern schon vorher bestanden habe. Es handle sich wahrscheinlich um einen
Ruckfall. Die APD fir Erwachsene fihrten in ihrem Schreiben vom 22. Méarz 2017
an, der Patient leide seit 2007 unter einer rezidivierenden depressiven Stérung
und an einer Panikstorung. Hinzu komme der Status nach posttraumatischer Belas-
tungsstorung. Alle durch die APD vorgenommenen Klinikeinweisungen seien im Rah-
men einer depressiven Episode der rezidivierenden depressiven Storung vorgenom-
men worden; dies treffe auch auf die Arbeitsunfahigkeit zu. Die die Hospitalisation
vom 24. Oktober 2016 ausldsende Erkrankung kénne im Rahmen eines Riickfalls
der rezidivierenden depressiven Storung angeordnet werden.

Aufgrund aller drei Arztberichte muss davon ausgegangen werden, dass die Hos-
pitalisation vom 24. Oktober 2016 auf demselben Grund beruht wie die friiheren
krankheitsbedingten Arbeitsabwesenheiten und Hospitalisationen. Es handelt sich
um einen Riickfall, der keine neue Sperrfrist auslost. Da die Sperrfrist von 180 Tagen
bereits durch die krankheitsbedingten Arbeitsabsenzen inklusive Hospitalisationen
von total 491 Kalendertagen von Oktober 2012 bis Ende November 2016 vollstandig
konsumiert war, konnte und kann der Beschwerdefiihrer keine Unterbrechung der
Kindigungsfrist geltend machen, welche eine Lohnzahlung weiterhin ermdglichen
wiirde. Da sich die Sperrfrist nicht in jedem Dienstjahr erneuert, ist es dabei auch
korrekt, die krankheitsbedingten Fehltage zusammenzuzahlen. Auch die Krankheit-
stage, an welchen der Beschwerdefiihrer lediglich teilarbeitsunfahig war, andern an
der vorgenommenen Berechnung nichts.

(..)

4. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Beschwerde unbegrindet und mithin
vollumfanglich abzuweisen ist.

Entscheid des Regierungsrats des Kantons Zug, 27. Juni 2017
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3. Politische Rechte, Wahlen und Abstimmungen

3.1 Art. 77 Abs. 1 BPR und Art. 82 lit. c BGG

Regeste:

Art. 77 Abs. 1 BPR und Art. 82 lit. ¢ BGG - Nach Art. 77 Abs. 1 BRP kann
bei der Kantonsregierung Beschwerde gefiihrt werden wegen Verletzung des
Stimmrechts (Stimmrechtsbeschwerde), wegen Unregelmassigkeiten bei Ab-
stimmungen (Abstimmungsbeschwerde) und wegen Unregelmdssigkeiten bei
der Vorbereitung und Durchflihrung der Nationalratswahlen (Wahlbeschwerde)
(Erw. 1). Die vorliegende Beschwerde richtet sich gegen interkantonale Zusam-
menschlisse samtlicher kantonaler Finanzdirektorinnen und -direktoren, Volk-
swirtschaftsdirektorinnen und -direktoren sowie der Kantonsregierungen und
bezieht sich auf einen eidgendssischen Sachverhalt. Auf eine solche Beschw-
erde kann die Kantonsregierung nicht eintreten (Erw. 5). Verzicht auf Schriften-
wechsel wegen offensichtlicher Unzustandigkeit der Kantonsregierung (Erw. 5).

Aus dem Sachverhalt:

Am 12. Februar 2017 fand die eidgendssische Volksabstimmung tiber das Unternehmenss-
teuerreformgesetz Il statt. Im Vorfeld zu dieser Abstimmung erhob X. Beschwerde
beim Regierungsrat gegen die Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und
Finanzdirektoren, die Konferenz Kantonaler Volkswirtschaftsdirektoren und die Kon-
ferenz der Kantonsregierungen wegen «Verletzung der Abstimmungsfreiheit durch
behordliche Propaganda ... ». X machte im Wesentlichen geltend, eine das Un-
ternehmenssteuerreformgesetz Ill beflirwortende gemeinsame Medienkonferenz und
Medienmitteilung der Beschwerdegegnerinnen stelle eine unzuldssige Verletzung
der Abstimmungsfreiheit dar. Wegen dieser «massiven Intervention» der Beschw-
erdegegnerinnen sei die Volksabstimmung abzubrechen beziehungsweise aufzuhe-
ben und neu anzusetzen und es sei den Beschwerdegegnerinnen zu untersagen,
sich zukiinftig zu eidgendssischen Volksabstimmungen zu dussern.

Aus den Erwagungen:

1. Nach Art. 77 Abs. 1 des Bundesgesetzes lber die politischen Rechte vom 17. Dezem-
ber 1976 (SR 161.1; BPR) kann bei der Kantonsregierung wegen Verletzung des
Stimmrechts (Stimmrechtsbeschwerde), wegen Unregelméssigkeiten bei Abstim-
mungen (Abstimmungsbeschwerde) und wegen Unregelméassigkeiten bei der Vor-
bereitung und Durchfiihrung der Nationalratswahlen (Wahlbeschwerde) Beschwerde
geflihrt werden. Im vorliegenden Fall macht der Beschwerdefiihrer «Unregelmas-
sigkeiten bei Abstimmungeny» (Art. 77 Abs. 1 Bst. b BPR) im Zusammenhang mit
dem Urnengang vom 12. Februar 2017 geltend.
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5. Die Beschwerde richtet sich gegen die Konferenz der kantonalen Finanzdirektorin-
nen und Finanzdirektoren, die Konferenz Kantonaler Volkswirtschaftsdirektoren und
die Konferenz der Kantonsregierungen. Geltend gemacht wird der Beschwerdegrund
der «Unregelméssigkeiten bei Abstimmungeny geméss Art. 77 Abs. 1 Bst. b BPR. Die
Beschwerde zielt auf einen Abbruch bzw. eine Aufhebung mit Neuansetzung der eid-
genossischen Volksabstimmung lber das Unternehmenssteuerreformgesetz lll vom
12. Februar 2017 (Rechtsbegehren 1). Ausserdem sei den Beschwerdegegnerinnen
zu untersagen, sich zukinftig zu eidgendssischen Volksabstimmungen zu dussern
(Rechtsbegehren 2).

Betroffen ist somit einerseits eine eidgendssische Volksabstimmung, welche einen
nationalen Sachverhalt betrifft. Andererseits handelt es sich bei den Beschwerdegeg-
nerinnen um interkantonale Zusammenschlisse samtlicher kantonaler Finanzdirek-
torinnen und -direktoren, Volkswirtschaftsdirektorinnen und -direktoren sowie der
Kantonsregierungen. Die mit der Beschwerde verbundenen Fragen haben einen kan-
tonslbergreifenden Inhalt.

Bei dieser Ausgangslage kommt die bundesgerichtliche Rechtsprechung zum Tra-
gen, nach welcher die Verschiebung oder Absetzung einer eidgendssischen Ab-
stimmung nicht in der Kompetenz einer Kantonsregierung liegt. Ahnlich verhalt es
sich, wenn Eingriffe in den Abstimmungskampf beanstandet werden, die kanton-
subergreifend wirken, weil sie von Bundesbehorden, eidgendssischen Parteien oder
anderen schweizweit tatigen Personen oder Vereinigungen ausgehen oder durch
nationale Medien verbreitet werden (BGE 137 Il 180, Erw. 1.2.3), wie dies vor-
liegend der Fall ist. Die Beurteilung der Beschwerde kann demzufolge nicht durch die
Zuger Kantonsregierung vorgenommen werden. Da sie fir die Behandlung der vorge-
brachten Belange nicht zustandig ist, hat sie einen formellen Nichteintretensentscheid
zu fallen (vgl. BGE 137 11 180 f., Erw. 1.2.3). Das Bundesgericht beurteilt demge-
genliber Beschwerden betreffend Volksabstimmungen (Art. 82 lit. ¢ des Bundes-
gesetzes Uber das Bundesgericht vom 17. Juni 2005 [Bundesgerichtsgesetz, BGG;
SR 173.110]), wird aber nicht als erste Instanz tétig, sondern behandelt in eid-
gendssischen Stimmrechtsangelegenheiten nur Beschwerden gegen Verfligungen
der Bundeskanzlei und gegen Entscheide von Kantonsregierungen (Art. 88 Abs. 1
lit. b BGG; BGE 13711 179, Erw. 1.2.1).

Gestlitzt auf diese Erwédgungen kann auf die Beschwerde nicht eingetreten wer-
den. Da die Unzusténdigkeit der Kantonsregierung fir die materielle Beurteilung
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der Beschwerde angesichts der Ausgangslage in Verbindung mit der zitierten bun-
desgerichtlichen Rechtsprechung bereits bei Eingang der Beschwerde offensichtlich
war, hat die mit der Instruktion betraute Direktion des Innern im Ubrigen auf die
Durchflhrung eines Schriftenwechsels verzichtet.

6.(...)
Regierungsrat, 25. Januar 2017

Il. Schule, Kultur, Natur- und Heimatschutz, Kirche
1. Verfahrensrecht, Denkmalpflege, Aufsichtsbeschwerde

1.1 § 52 VRG (Aufsichtsbeschwerde)

Regeste:

§52 VRG (Aufsichtsbeschwerde) - Der Verlust von Wandmalereien als inte-
grierender Bestandteil einer Kapelle kann bei fehlendem Inventareintrag aus
denkmalpflegerischer Sicht nicht verhindert werden. Wenn die Kapelle selbst
nicht als schutzwirdiges Baudenkmal taxiert wird, beinhaltet deren Abbruch
auch die Wandmalereien; diese verlieren ihren schutzwirdigen Wert, wenn sie
nicht mehr im Kontext mit der Kapelle stehen (Erw. II.G). Das Vorgehen der
einzelnen kantonalen Behorden und Personen wie auch die Koordination deren
Handelns waren im vorliegenden Fall korrekt und geben keinerlei Anlass fir die
Ergreifung von aufsichtsrechtlichen Massnahmen (Erw. Il.H).

Aus dem Sachverhalt:

A. Der Verein X. (nachfolgend: der Beschwerdeflhrer) hat mit Eingabe vom 16. Novem-
ber 2016 beim Regierungsrat des Kantons Zug eine Aufsichtsbeschwerde betreffend
«Sachbeschadigung und Kulturgutzerstorung durch Mitarbeitende und Vorgesetzte
der kantonalen Verwaltungy wegen der Ubermalung der Wandbilder von Fritz Pauli
in der alten Kapelle des ehemaligen Kantonsspitals Zug eingereicht.

B. Der Beschwerdefiihrer flihrte aus, es seien im ehemaligen Kantonsspital Zug
Bilder des Schweizer Kinstlers Fritz Pauli mit weisser Farbe tUbermalt worden, was
nach heutiger Erkenntnis nicht mehr riickgangig gemacht werden kdnne und damit
unweigerlich zum Verlust der Wandgemalde gefiihrt habe. Er habe bei der Staatsan-
waltschaft deshalb eine Strafanzeige gegen Unbekannt eingereicht. Da der Kanton
das Spital an der Artherstrasse in Zug mit der Kapelle und den zwischen 1937 und
1938 von Fritz Pauli gemalten Wandbildern von der Biirgergemeinde ibernommen
hatte, sei dieser auch verantwortlich fir die Pflege und den Erhalt dieser bedeu-
tenden Kunstwerke. Es sei nicht verstandlich, weshalb keine Inventarinformationen
Uber die Bedeutung der Wandmalerei vorhanden seien. Bekannt sei dem Beschw-
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erdeflhrer, dass die Denkmalpflege seit langerer Zeit die Passionsszenen in der
ehemaligen Kapelle in den Schutz des kantonalen Denkmalschutzgesetzes habe
aufnehmen wollen. Aufgrund des absehbaren Abbruchs der Kapelle sei auch er-
wogen worden, die auf Leinwand gemalten Werke samt dem darunter liegenden
Verputz abzuldsen und woanders gesichert aufzubewahren. Warum diese Abklarun-
gen nicht zum Ziel geflihrt hatten oder warum allféllige erhaltende Massnahmen
nicht getroffen worden seien, sei nicht bekannt. Die Vorgange um die Ubermalung
der Wandbilder seien deshalb aufsichtsrechtlich zu kldren. Abzuklaren sei weiter, wo
Fehler passiert seien und welche Massnahmen zu treffen seien, die ein dhnliches
Vorgehen kinftig verhindern wiirden. Namentlich sei die aus Sicht des Beschwerde-
fuhrers fehlende beziehungsweise nicht genligende Koordination zwischen den ver-
antwortlichen Personen fur die Asylunterkunft und den Fachexpertinnen und Fach-
experten flr die Kulturgiter zu verbessern.

(-r)
Aus den Erwagungen:

D. Mit einer Aufsichtsbeschwerde kann jede Person die Aufsichtsbehorde iber Tat-
sachen in Kenntnis setzen, die ein Einschreiten der Aufsichtsbehdrde gegen eine
untere Verwaltungsbehdrde von Amtes wegen erfordern (§ 52 Abs. 1 VRG). Die Auf-
sichtsbeschwerde ist ein formloser Rechtsbehelf, welcher kein eigentliches Beschw-
erdeverfahren auslost und der Anzeigeerstatterin beziehungsweise dem Anzeigeer-
statter keinen Anspruch auf Erledigung verleiht (Marco Weiss, Verfahren der Ver-
waltungsrechtspflege im Kanton Zug, Diss. Ziirich 1983, S. 75). Die Anzeigeerstat-
terin beziehungsweise der Anzeigeerstatter hat nicht die Rechte einer Partei und
es besteht keine Pflicht zur Begriindung von aufsichtsrechtlichen Entscheiden (§ 52
Abs. 2 und 4 VRG). Die Art der Erledigung ist der Anzeigeerstatterin beziehungs-
weise dem Anzeigeerstatter indessen mitzuteilen (§ 52 Abs. 3 VRG). Nach standi-
ger Praxis wird eine Anzeige von der Aufsichtsbehdrde nicht behandelt, sofern ein
ordentliches oder ausserordentliches Rechtsmittel zur Verfigung steht. Sie dient
dem Ziel der Verwaltungskontrolle und kniipft an der Pflicht der oberen Behorde an,
die nachgeordneten Stellen angemessen zu beaufsichtigen, um eine rechtmassige
und gut funktionierende Verwaltung zu gewahrleisten. Die Eingabe soll eine Aktion
veranlassen, welche die Aufsichtsbeh6rde von Amtes wegen durchfiihren misste,
wiirde sie selbstandig auf den gerligten Missstand aufmerksam (vgl. Kélz/Bosshart/Rohl,
Kommentar zum Verwaltungsrechtspflegegesetz des Kantons Zirich, 2. Auflage,
Zirich 1999, Vorbemerkungen zu § 19 bis 28, N 29 ff.; Auer / Miller / Schindler,
Kommentar zum Bundesgesetz tber das Verwaltungsverfahren [VwVG], Bern 2008,
S. 891 ff.). Eine Aufsichtsbeschwerde hat schliesslich insofern eine beschrankte
Wirkung, als ihr nur beim Vorliegen von unhaltbaren Zusténden, welche in einem
Rechtsstaat nicht toleriert werden dirfen, Folge gegeben wird. Dies ist bei Ver-
letzung klaren materiellen Rechts, bei Missachtung wesentlicher Verfahrensgrund-
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satze oder bei Gefahrdung wichtiger offentlicher Interessen der Fall (BGE 126 11 300
E. 2.c; BGE 1251 394 E. 3).

Nach § 52 Abs. 1 VRG ist die Aufsichtsbeschwerde bei der zustéandigen Aufsichtsbe-
horde zu flhren. Die angerufene Behorde prift ihre Zustandigkeit geméass § 6 Abs. 2
VRG von Amtes wegen. Gemass § 47 Abs. 1 lit. h KV kommt dem Regierungsrat die
Aufsicht Uber die unteren Verwaltungsbehorden und das Entscheidungsrecht tber
diesbezigliche Anstédnde und Beschwerden unter Vorbehalt der Zustandigkeit des
Verwaltungsgerichts zu. Die vorliegende Aufsichtsbeschwerde gegen das Handeln
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und vorgesetzten Personen der kantonalen
Verwaltung fallt demzufolge in seine Zustandigkeit. Dem Beschwerdefihrer steht
vorliegend kein formelles Rechtsmittel zur Verfiigung, weshalb die Aufsichtsbeschw-
erde an die Hand zu nehmen ist.

E. Aus den Stellungnahmen der Baudirektion vom 14. Dezember 2016, der Direktion
des Innern vom 30. Dezember 2016 und der Kantonalen Denkmalkommission vom
18. Mai 2017 geht hervor, dass sich der zu klarende Sachverhalt folgendermassen
zugetragen hat:

Die Wandmalereien waren zu keinem Zeitpunkt im Inventar der schiitzenswerten
Denkmaler oder im Verzeichnis der geschitzten Denkmaler enthalten. Im Rahmen
der Planungsarbeiten flr die Nutzung des Areals des ehemaligen Kantonsspitals hat
die Baudirektion im November 2004 betreffend die Neunutzung des Areals einen In-
vestorenwettbewerb ausgeschrieben. In diesem Zusammenhang hat die Kantonale
Denkmalkommission am 6. Dezember 2004 einen ausfiihrlichen Augenschein auf
dem Areal vorgenommen und dabei unter anderem die Kapelle mit den Wandmalereien
von Fritz Pauli beurteilt. Sie kam damals zum Schluss, dass die Kapelle mitsamt
den Wandmalereien nicht schutzwirdig sei und es aus denkmalpflegerischer Sicht
einzig Grinde gebe, auf dem Areal den Bettentrakt des Keiser&Bracher-Baus aus
den Jahren 1934-37 (sogenannter Sudfliigel) zu erhalten. Ein Auszug aus dem Text
der Denkmalpflege zu Handen des Beurteilungsgremiums des Wettbewerbs lautete
denn auch: «Die Wandmalereien in der Kapelle des Seefllgels (1938, von Fritz Pauli)
[...] mUssen nicht zwingend erhalten werden.y. Ab diesem Zeitpunkt bildeten die
Malereien keinen Teil des offiziellen Verfahrens mehr.

An ihrer Sitzung vom 3. Dezember 2008 stellte die Kantonale Denkmalkommission
einen Antrag auf Aufnahme des Sudfliigels (als einziges Gebaude auf dem ehemali-
gen Kantonsspitalareal) ins Inventar der schiitzenswerten Denkmaler. Im beiliegen-
dem Bericht wurden die Malereien nicht erwéhnt. Die Direktion des Innern folgte
dem Antrag der Denkmalkommission und teilte der Baudirektion und dem Stadtrat
von Zug im Schreiben vom 18. Dezember 2008 die Aufnahme des Bettentrakts ins
Inventar der schitzenswerten Denkmaler mit. Der damalige Denkmalpfleger war
jedoch trotz Verzicht der Aufnahme der Kapelle ins Inventar (und trotz fehlender
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Verpflichtung) darum bemtht, die Wandmalereien an einem anderen Standort un-
terbringen zu lassen. Diesen Bemiihungen war allerdings kein Erfolg beschieden.

Das damalige Siegerprojekt des Wettbewerbsverfahrens sah einen Abbruch der al-
ten Gebaude im Bereich der Kapelle vor, wobei lediglich der Spitalsudfligel der Ar-
chitekten Keiser & Bracher erhalten werden sollte. Wahrend der Grosse Gemeinder-
at der Stadt Zug den entsprechenden Bebauungsplan Belvedere beschloss, lehnte
ihn das Stimmvolk der Stadt Zug im Jahr 2008 ab. Die Wandmalereien wurden auch
anlasslich der Abstimmung nicht thematisiert.

Am 25. Juli 2011 lancierte die Baudirektion einen stadtebaulichen Studienauftrag,
der die Grundlage fir einen neuen Bebauungsplan bilden sollte. Dieser Auftrag
hielt erneut fest, dass die Wandmalereien in der Kapelle des Sudfligels nicht zwin-
gend erhalten werden miissten. Im Rahmen der Uberarbeitung des Siegerprojekts
prazisierte das Amt fiir Denkmalpflege und Archaologie im Januar 2014 die zwingend
zu erhaltenden Bauteile des schitzenswerten Sidflligels des Spitals. Die ehemalige
Kapelle mitsamt den Wandmalereien war davon nicht betroffen. Diese Rahmenbe-
dingungen flossen schliesslich in den Bebauungsplan ein. Der Grosse Gemeinderat
der Stadt Zug beschloss schliesslich am 15. Dezember 2015 den Bebauungsplan,
welchen der Regierungsrat am 3. Mai 2016 genehmigte. Die kantonale Genehmi-
gung ist zwischenzeitlich in Rechtskraft erwachsen.

Aufgrund der angespannten Situation im Asylbereich entschied der Regierungsrat,

die noch freien Raumlichkeiten des alten Kantonsspitals neu und wahrend der Dauer
einer Ubergangsphase als Durchgangsstation fiir Asylsuchende entsprechend herzuricht-
en und zu nutzen.

F. Vor der hier behandelten Aufsichtsbeschwerde reichte der Beschwerdefiihrer am
9.Juni 2016 eine Strafanzeige gegen unbekannt ein. Diese wurde mit Verfligung vom
28. Februar 2017 mangels fehlender Legitimation nicht an die Hand genommen.
In den Erwagungen wird zudem festgehalten, dass die fraglichen - Gbermalten -
Wandbilder nicht als wertvoll qualifiziert werden, da sie denkmalpflegerisch als nicht
zwingend zu erhalten taxiert wurden.

G. Die Baukunst ist grundsatzlich auf das Engste und Unmittelbarste mit dem Bauw-
erk selbst verbunden. Denkmaler sind Uberdies stets ortsgebundene Objekte, die in
ihrer Materie moglichst vollsténdig mit all ihren Zeitspuren Uberliefert bleiben und
nicht versetzt werden sollen («Leitsétze zur Denkmalpflege in der Schweizy der eid-
gendssischen Kommission fir Denkmalpflege, Ziirich 2007, Ziff. 1.2 f. und Ziff. 5.7).
Die Wandmalereien von Fritz Pauli wurden als «Kunst am Bau» realisiert und wurden
spezifisch fiir die alte Kapelle des Kantonsspitals Zug angefertigt. Sie bilden einen
integrierenden Bestandteil der Kapelle. Der Verlust der Wandmalereien ist aus kun-
sthistorischer Sicht zwar bedauerlich, konnte aus denkmalpflegerischer Sicht aber

43



B Verwaltungspraxis

nicht verhindert werden. Da die Kapelle selbst nicht als schutzwirdiges Baudenkmal
taxiert wurde, beinhaltet deren Abbruch auch die Wandmalereien; diese verlieren
ihren schutzwirdigen Wert, wenn sie nicht mehr im Kontext mit der Kapelle stehen.

H. Gestitzt auf die vorangegangenen Ereignisse sowie den rechtskraftigen Bebau-
ungsplan konnten die betroffenen Personen davon ausgehen, dass weder die alte
Kapelle als Abbruchobjekt noch die dort angebrachten Wandbilder schutzwirdig
sind. Dariiber hinaus enthielt auch die baurechtliche Umnutzung keine entsprechen-
den Auflagen. Infolge dessen mussten die Mitarbeitenden der Baudirektion denn
auch keine geeigneten Schutzmassnahmen ergreifen. In Bezug auf die Mitarbeit-
enden des Amtes fiir Denkmalpflege und Archéologie kann festgehalten werden,
dass sich die Direktion des Innern bei der Behandlung ihrer Geschéafte grundsat-
zlich stets auf die Uberlegungen und Antrége der Kantonalen Denkmalkommission
stutzt (siehe auch § 13 Abs. 1 Bst. b des Gesetzes Uber Denkmalpflege, Archdolo-
gie und Kulturgiterschutz vom 26. April 1990 [Denkmalschutzgesetz; BGS 423.11]).
So kam die Kommission im Anschluss an den ausfihrlichen Augenschein auf dem
Areal des ehemaligen Kantonsspitals am 6. Dezember 2004 zum Schluss, dass
es aus denkmalpflegerischer Sicht keinen Grund gebe, die Kapelle zu erhalten.
Es wurden insgesamt durch die Vorgehensweise der betroffenen Personen weder
Verfahrensgrundsatze noch klares materielles Recht verletzt. Auch kann nach dem
Gesagten keine Gefahrdung wichtiger offentlicher Interessen erblickt werden. Das
Vorgehen der einzelnen kantonalen Behorden und Personen wie auch die Koordina-
tion deren Handelns waren im vorliegenden Fall korrekt und geben keinerlei Anlass
fir die Ergreifung von aufsichtsrechtlichen Massnahmen. Der Vollstéandigkeit halber
ist festzuhalten, dass auch kein relevantes strafrechtliches Verhalten festgestellt
werden konnte.

|. Dem Begehren um die aufsichtsrechtliche Klarung der Vorgange im Zusammen-
hang mit der Ubermalung der Wandmalereien in der alten Kapelle des ehemaligen
Kantonsspitals Zug ist mit Aufklarung des Sachverhaltes somit materiell entsprochen
worden und die Aufsichtsbeschwerde kann in diesem Punkt als erledigt abgeschrieben
werden.

J. In Bezug auf das Begehren des Beschwerdeflhrers, Massnahmen zu treffen, die
ein dhnliches Vorgehen wie das vorliegende kiinftig verhindern, ist die Aufsichts-
beschwerde gestiitzt auf die vorangehenden Ausfiihrungen nicht Folge zu leisten.

K. Bei der Erledigung einer Aufsichtsbeschwerde werden der Anzeigeerstatterin be-

ziehungsweise dem Anzeigeerstatter keine Kosten auferlegt. Es besteht zudem kein
Anspruch auf eine Parteientschadigung (vgl. GVP 1991/92, S. 203).

(...
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Regierungsrat, 29. August 2017
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C Stichwortverzeichnis

laquo;Kunst am Bauraquo;: Die Wandmalereien von Fritz Pauli wurden als laquo;Kunst
am Bauraquo; realisiert und spezifisch fuuml;r die alte Kapelle des Kan-
tonsspitals Zug angefertigt. Sie bilden einen integrierenden Bestandteil
der Kapelle und verlieren ihren schutzwuuml;rdigen Wert, wenn sie nicht
mehr im Kontext mit der Kapelle stehen,

Buuml;rgerrecht: Formale und inhaltliche Anforderungen an die Eignungspruuml;fung
im Rahmen des EinbuumI;rgerungsverfahrens,|§|

Inventareintrag: Mouml;glichkeit des Abbruchs oder der Verauml;nderung eines Gebauml;udes
bei fehlendem Inventareintrag, [40]

Politische Rechte - Stimmrechts-, Abstimmungs- und Wahlbeschwerde: Zustauml;ndige
Rechtsmittelinstanz; Rechtsmittelweg bei eidgenouml;ssischen Sachver-
halten; Verzicht auf Schriftenwechsel,

Sperrfrist bei Krankheit: Ein Ruuml;ckfall oder eine Folgeerscheinung louml;sen keine
neue Sperrfrist aus,

Wahlen und Abstimmungen, 3]

48



	Verwaltungspraxis
	Grundlagen, Organisation, Gemeinden
	Bürgerrecht
	Personalrecht
	Politische Rechte, Wahlen und Abstimmungen

	Schule, Kultur, Natur- und Heimatschutz, Kirche
	Verfahrensrecht, Denkmalpflege, Aufsichtsbeschwerde


	Stichwortverzeichnis

